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Liebe Leserinnen und Leser, 

vor  kurzem  bekannte  der  frühere
britische Premierminster Tony Blair  in
aller  Offenheit,  dass  der  Irak-Krieg
2003 ein Fehler gewesen sei und zur
derzeitigen Situation im Nahen Osten
beigetragen habe. Die Konsequenzen
dieses "Fehlers" sind: mindestens eine
Million Tote, viele Millionen Menschen
auf der Flucht und mit dem Irak, Syrien
und  Libyen  mehrere  "failed  states".
Leider wird  dieses nicht  dazu führen,
dass Tony Blair  sich dafür  gerichtlich
als  Kriegsverbrecher  verantworten
muss. Als Entschuldigung führte er an,
dass man falschen Geheimdienstinfor-
mationen geglaubt habe. 

Zu  den  Hauptaufgaben  von  Ge-
heimdiensten gehört aber keineswegs,
Falschinformationen in die Welt zu set-
zen, auch wenn dieses in den letzten
Jahrzehnten  stark  zugenommen  hat.
Die  früheren  CIA-Analysten  Elizabeth
Murray und Ray McGovern bekannten
vor  kurzem,  dass  Sie  es  in  früheren
Jahrzehnten  als  ehrenwerte  Aufgabe
angesehen hätten, die Weltlage richtig
zu analysieren und das falsche "Brie-
fing"  von  Politikern  und  Medien  erst
vor dem Irak-Krieg 2003 dominant ge-
worden sei - weshalb sie sich von ih-
rem früheren Arbeitgeber abgewendet
haben und dessen Methoden jetzt  in
Interviews anprangern.

Unsere  Grafik  auf  der  Titelseite,
entnommen  aus  dem  letzten  CIA
World Factbook sollte in diesem Kon-
text gesehen werden. Auf dem ersten
Blick mag diese wie eine Weltkarte für
Grundschüler  erscheinen,  stellt  aber
tatsächlich  eine  -  natürlich  vereinfa-
chende - Sichtweise dar, die das Pro-
blem  der  stark  angewachsenen  und
immer  noch  zunehmenden  Fluchtbe-
wegungen verständlich macht. Es geht
um wirtschaftliche  Interessen:  Import-
und  Exportgüter,  Rohstofflieferanten
und Erschliessung von Absatzmärkten
sowie der politischen und notfalls mili-
tärischen Absicherung von weltweiten
Transportrouten. 

Vor diesem Hintergrund kann auch
die Analyse von Peter Vonnahme über
Fluchtursachen  als  "Vorboten  einer
neuen  Völkerwanderung"  gesehen
werden. Der Autor hat mit seiner frühe-
ren Tätigkeit als Richter für Asylverfah-
ren eine prägnante Sichtweise auf die
eskalierenden Probleme.

Zum Umgang mit dem auch innen-
politisch dominanten Thema haben der
Bundesausschuss  Friedensratschlag
und  die  Kooperation  für  den  Frieden
ein Positionspapier erarbeitet, das sich
als Anstoß für örtliche Friedensinitiati-
ven  versteht  und  in  dieser  Ausgabe
abgedruckt ist.

Beim Asylrecht geht es auch darum,
welche  Menschenrechte  wahrgenom-
men und welche (bewusst) ausgeblen-
det werden. Wir haben dazu Inge Hö-
ger  befragt,  die  als  MdB im Bundes-
tagsausschuss  für  Menschenrechte
mitarbeitet. Sie war auch Mitglied einer
Delegation,  die  Anfang  Oktober  den
kurdischen Teil der Türkei bereist hat.
Ursula Schumm-Garling hat es für uns
übernommen, ihre dabei gewonnenen
Eindrücke  zur  Menschenrechtssituati-
on in der Türkei für das Friedensjour-
nal  darzustellen,  die  sich  nach  den
Wahlen vom 1.11. wohl noch verschär-
fen wird. 

Mit dem anstehenden 22. Friedens-
politischen  Ratschlag  in  Kassel  müs-
sen  wir  nicht  nur  die  o.g.  Probleme
bzw. Zuspitzungen der letzten Monate
thematisieren, sondern auch die Zäsur
bestehen,  die  sich  mit  dem  Tod  von
Peter Strutynski ergeben hat. Wir wer-
den  sein  Fehlen  schmerzlich  vermis-
sen und uns zugleich darauf besinnen,
dass  politische  Einflussnahmen  und
Veränderungen in unserem Sinne von
uns  allen  selbst  in  die  Hand genom-
men  werden  müssen.  Dieses  sollte
auch für alle Leser  des Friedensjour-
nals ein Antrieb sein, um am 5. und 6.
Dezember  den  Weg  nach  Kassel  zu
finden.  Der  friedenspolitische  Rat-
schlag als Weichenstellung für künftige
Aktivitäten ist notwendiger denn je.

Die Redaktion 
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Vorboten einer neuzeitlichen Völkerwanderung 
von Peter Vonnahme, früherer Richter am Bayerischen Verwaltungsgerichtshof in München, IALANA

Allmählich  dämmert  es  auch  den

eifrigsten Verfechtern eines kurzen Pro-

zesses  mit  „Asylbetrügern“  und  „Wirt-

schaftsflüchtlingen“,  dass  es  nicht  da-

mit  getan  ist,  Ressentiments  gegen

Menschen  in  Not  zu  schüren.  Denn

was wir gerade beobachten können, ist

nichts weniger als der Vorabend einer

neuzeitlichen  Völkerwanderung.  Die

Hunderttausende, die in unsere Städte

und Dörfer strömen, sind nur die Vor-

hut. Viele Millionen stehen bereit, ihnen

nachzufolgen.  Der  deutsche  Innenmi-

nister  musste  deshalb  die  Jahrespro-

gnose  für  die  in  Deutschland  ankom-

menden Asylbewerber kurzerhand von

450 000 auf  800 000 nahezu verdop-

peln.

Wirtschafts-Flüchtlinge?

Die  europäische  Geschichte  ist

reich  an  Beispielen  für  solche  Men-

schenströme mit ihren unvermeidlichen

Dammbrüchen. Wir tun gut daran, uns

mit dem Gedanken vertraut zu machen,

dass diesen Zug nichts aufhalten wird,

weder  das  Dampfgeplauder  der

Stammtische, noch die Militanz der Pe-

gidaaktivisten und auch nicht  die  zum

Ritual  verkommenen  Wir-haben-al-

les-im-Griff-Parolen  der  Politiker  und

deren Claqueuren in dienstbeflissenen

Medien.  Wenn  der  CSU-Vorsitzende

Seehofer  beim Politischen Aschermitt-

woch mit heiserer Stimme tönt, dass er

sich „bis zur  letzten Patrone ...  gegen

eine  Zuwanderung  in  die  deutschen

Sozialsysteme“  sträuben  werde,  klingt

das unerschrocken und heldenhaft. Es

hat  jedoch  die  gleiche  Verlässlichkeit

wie die Ankündigung eines durch Alko-

holgenuss  enthemmten  Sprücheklop-

fers auf dem Marktplatz, er könne den

bevorstehenden Sonnenuntergang auf-

halten.  Tatsache ist  nämlich,  dass  es

nichts mehr zum Aufhalten gibt.  Denn

die Zuwanderung ist seit Längerem im

Verlauf und wir sind ohnmächtige Zeu-

gen derselben. Es wird kein Zurück in

die  Beschaulichkeit  der  letzten  Jahr-

zehnte geben.

Menschen wählen zwischen 
Pest und Cholera

Menschen, die an ihren Wohnorten

tagtäglich um ihr Leben fürchten müs-

sen, sei es wegen Hungersnot oder we-

gen  Kriegsgefahren,  haben  die  Wahl

zwischen Pest und Cholera.  Entweder

sie bleiben und kommen (höchstwahr-

scheinlich)  um oder  sie  begeben sich

auf einen langen und risikoreichen Weg

mit höchst ungewissem Ende. Millionen

haben  sich  für  letztere  Variante  ent-

schieden.  Sie  nehmen  Entbehrungen,

Krankheiten und die Gefahr von Raub-

überfällen  auf  sich,  durchqueren  zu

Fuß oder per Anhalter Wüsten, Savan-

nen und feindliche Stammesgebiete. Im

Regelfall  wandern  sie  nach  Norden

oder  nach  Westen,  zumeist  Richtung

Meer. 

Wenn sie dann mit viel Glück nach

Monaten entkräftet  und ausgelaugt  an

einer  Küste  ankommen,  dann  beginnt

die  nächste,  nicht  minder  gefährliche

Etappe  ihrer  Wanderung.  „Schlepper“

nehmen ihnen das Geld ab, das ihnen

ihre  Familien  beim  Abschied  mit  der

dringenden Bitte anvertraut haben, sie

am Ziel ihrer Wanderung nicht zu ver-

gessen.  Es beginnt die Zeit  des War-

tens. Wenn die Elendsflüchtlinge dann

irgendwann  bei  Nacht  in  überladene

und  seeuntüchtige  Boote  gepfercht

werden,  können  sie  nur  noch  beten,

dass  sie  lebend über  das  Meer  kom-

men. 

Natürlich wissen sie um die Gefah-

ren der Überfahrt, aber sie nehmen die

Todesgefahr in Kauf,  um dem fast  si-

cheren  Tod zu  entgehen.  Viele  ertrin-

ken,  nicht  zuletzt  deswegen,  weil  die

Länder  ihrer  Sehnsucht  nicht  das  ge-

ringste Interesse daran haben, dass sie

jemals dort ankommen.

Was wir  derzeit  in  TV-Bildern  se-

hen,  sind  Flüchtlingsströme  von  Arm

nach Reich und solche aus Kriegsge-

bieten  in  vermeintlich  sichere  Zu-

fluchtsorte.  Wir,  die  alteingesessenen

Bewohner  der  wohlhabenden  und be-

friedeten Länder Europas, müssen die-

se  Entwicklung  nicht  schön  finden.

Doch darauf kommt es überhaupt nicht

an. Denn niemand fragt uns nach unse-

rer Meinung. Die Elenden und Verzwei-

felten dieser Welt machen sich einfach

auf den Weg. Auf Gedeih und Verderb,

Ende 2014: 50 Millionen auf 
der Flucht 

Ende 2013 gab es nach dem Jah-

resbericht des UN-Flüchtlingshilfswerks

(UNHCR) weltweit 50 Millionen Flücht-

linge, Asylsuchende und Binnenvertrie-

bene; ein Jahr später waren es 10 Mil-

lionen mehr. Die Hälfte dieser Flüchtlin-

ge sind Kinder. Etwa 20 Millionen Men-

schen  leben  heute  im  ausländischen

Exil. Allein aus Afghanistan und Syrien

flüchteten je ca. 2,5 Millionen, aus So-

malia  ca.  1,2  Millionen  und  aus  dem

Irak  gut  400  000.  Die  meisten  dieser

Flüchtlinge  leben  heute  in  riesigen

Lagern in der Türkei, in Pakistan, im Li-

banon und im Iran,  somit  in  Ländern,

die bereits vor Eintreffen der Flutwellen

erhebliche  wirtschaftliche  und  soziale

Probleme hatten.  Diese  Aufnahmelän-

der haben nicht annähernd den Wohl-

stand  der  entwickelten  europäischen

Staaten. Gleichwohl müssen sie versu-

chen,  die  erdrückende  Flüchtlingslast

zu bewältigen. Die Lage in den Flücht-

lingslagern  ist  oft  katastrophal.  Man

kann es erahnen, wenn man bedenkt,

welche  Schwierigkeiten  Deutschland,

eines der  wohlhabendsten  Länder  der

Welt,  hat,  weitaus  weniger  Flüchtlinge

unterzubringen.

Ein  Ende  dieses  Flüchtlingsstroms

ist  nicht  in  Sicht.  Er  folgt  archaischen

Verhaltensmustern.  Wir können versu-

chen,  Mauern  aufzurichten,  um  unse-

ren Reichtum zu verteidigen. Aber die-

se Mauern  werden  dem Andrang von

Abermillionen auf Dauer nicht standhal-

ten.  Die  besorgten  Rufe  nach  neuen

und  schärferen  Gesetzen  werden  die

Probleme erst recht nicht  lösen. Denn

diese Rufe werden in den Kriegs- und

Armutsgebieten Afrikas und des Nahen

und Mittleren Ostens ungehört  verhal-

len.  Die  Verzweifelten  in  Syrien,  im

Irak, in Afghanistan, Eritrea und Soma-

lia  und anderswo  haben ganz  andere

Sorgen als  unsere  Asylgesetze  zu  le-

sen. Noch weniger  interessiert  es sie,

ob das Taschengeld für Asylbewerber

gekürzt wird (wie jüngst der bayerische

Innenminister  vorschlug)  oder  ob  es

durch Gutscheine ersetzt wird (so Bun-

desinnenminister de Maizière).  All  das

ist den Kriegs- und Armutsflüchtlingen
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keinen Gedanken wert.  Denn sie  ha-

ben nur ein Ziel: Sie wollen ihr Leben

retten,  Taschengeld  hin,  Gutscheine

her. Sie wissen, dass viele von ihnen

umkommen  werden  wie  bereits  Tau-

sende  vor  ihnen.  Sie  wissen  auch,

dass die  Glücklichen, die  es tatsäch-

lich bis an unsere Grenzen schaffen,

nicht mit offenen Armen aufgenommen

werden, sondern dass ein beschwerli-

cher Weg mit viel Bürokratie und Unsi-

cherheit  auf  sie wartet  und dass De-

mütigungen  und  Anfeindungen  ihre

Wegbegleiter  sein  werden.  Wenn sie

sich  dennoch  auf  den  Weg machen,

dann ist  ihr  Beweggrund  nicht  Aben-

teuerlust und der Traum von einem be-

quemen Leben in einem fernen unbe-

kannten Land, sondern die verzweifel-

te Lage in ihrer Heimat. Wer verlässt

schon leichten Herzens seine Familie,

seine Freunde, seine Bekannten, sein

vertrautes Dorf, seine Stadt? Und wer

geht  schon gern in ein Land,  dessen

Sprache er nicht spricht, dessen Kultur

er nicht  kennt und von dem er weiß,

dass es ihn nicht  haben will?  All  de-

nen,  die  über  Neuankömmlinge  die

Nase rümpfen und „den ganzen Hau-

fen“ postwendend zurückschicken wol-

len,  sei  angeraten, sich in einer  ruhi-

gen Stunde zu überlegen, was sich in

unserem Land verändern müsste, da-

mit sie sich selbst zu einer hochriskan-

ten Reise ins Ungewisse entschließen.

„Asylant“ wird zum 
Kampfbegriff

Es zeugt von wenig Nachdenklich-

keit, all die Menschen, die in Erstauf-

nahmeeinrichtungen,  in  Kasernen,  in

Turnhallen  und  desolaten  Wohnhäu-

sern  untergebracht  sind,  als  Wirt-

schaftsflüchtlinge und Asylbetrüger zu

beschimpfen.  Ihr  Ziel  ist  im  Regelfall

nicht  die  viel  beschworene  „soziale

Hängematte“,  sondern  das  nackte

Überleben. Ich habe in meiner langen

Tätigkeit als Asylrichter die Schicksale

vieler  Asylbewerber  kennengelernt.

Die weitaus meisten wurden nicht als

asylberechtigt anerkannt, weil sie nicht

„politisch“  verfolgt  waren.  Entschei-

dend ist jedoch, dass nach meiner si-

cheren Erinnerung nahezu alle Asylbe-

werber  einen  überaus  triftigen  Grund

für das Verlassen ihrer Heimat hatten.

Das sollte all jenen zu denken geben,

denen das Wort vom Asylbetrüger so

leicht  über  die  Lippen  geht.  Warum

nennt man eigentlich die Asylsuchen-

den  Betrüger?  Kein  Bauwerber,  des-

sen  Bauantrag  abgelehnt  wird,  ist  in

unserem Sprachgebrauch ein  Baube-

trüger. Ebenso wenig ist ein Unterneh-

mer, dessen Subventionsantrag abge-

lehnt  wird,  ein  Subventionsbetrüger.

Nur  die  erfolglosen  Asylantragsteller

sollen  Betrüger  sein?  Das  ist  hetze-

risch. Also belassen wir es beim „Asy-

lanten“? Doch aufgepasst: Selbst das

an  sich  wertfreie  Wort  „Asylant“  hat

durch die Art und Weise, wie es von

Stimmungsmachern  in  den  letzten

Jahren  benutzt  worden  ist,  eine  Ab-

wertung erfahren. Es erinnert im heuti-

gen  Sprachgebrauch  an  Simulant,

Querulant,  Demonstrant und Intrigant.

Der Asylant  ist somit  auch sprachlich

unversehens zu etwas Negativem ge-

worden.  Besinnung tut  Not – und die

beginnt mit der Sprache.

Es ist an der Zeit, ein realistisches

Bild  von  der  gegenwärtigen  Lage  zu

gewinnen, ohne aber gleich in Hysterie

zu  verfallen.  Wir  müssen  begreifen,

dass wir am Beginn einer Entwicklung

stehen,  die  das  Potential  zu  einem

Jahrhundertproblem  hat,  vergleichbar

mit  Klimawandel,  Umweltzerstörung

und  Weltbevölkerungsexplosion.

Untrügliches Indiz für die Größe eines

Problems ist,  dass  es  die  Politik  nur

mit spitzen Fingern anfasst. Es besteht

eine große Scheu, die Dinge beim Na-

men zu nennen. Man spricht von mas-

senhaftem  Asylmissbrauch  statt  vom

Beginn  einer  Völkerwanderung.  Die

Politik  begnügt  sich  im  Wesentlichen

mit  der  Organisation  von  Flüchtlings-

unterkünften. An den Kern des Übels

will sie nicht ran, weil andernfalls zen-

trale Inhalte der Politik verändert wer-

den müssten.

Die Verantwortungsträger befassen

sich  lieber  mit  Zweit-  und  Drittrangi-

gem, weil  da schneller  Erfolge zu er-

zielen  sind.  Das  Missverhältnis  wird

deutlich, wenn man sich vergegenwär-

tigt,  welch unerhörte Kraftanstrengun-

gen  für  das  vergleichsweise  kleine

Griechenland-Problem  gemacht  wur-

den. Das für unsere Zukunft viel wichti-

gere Flüchtlingsproblem wurde nie sei-

ner  Bedeutung  entsprechend  behan-

delt. Die Diskussionen blieben an der

Oberfläche:  Unterbringung,  Taschen-

geld,  Grenzschließung,  Abschiebung.

Wenn man dieses  Problem in  seiner

ganzen Tragweite anpacken will,  sind

Weitsicht,  Mut,  Ehrlichkeit  und  Ent-

schlusskraft  vonnöten.  Befund:  Fehl-

anzeige!

Völkerwanderungen  gibt  es  seit

Beginn  der  Menschheitsgeschichte.

Die gegenwärtige  Form der Migration

hat  jedoch  Besonderheiten.  Erstens

gab es noch nie gleichzeitig so viel Be-

drohliches  für  so  viele  Menschen.

Zweitens  hatten  die  Bedrohten  noch

nie so viel Kenntnis über die ungerech-

te  Verteilung  der  Güter  auf  dieser

Erde: bittere Armut auf der einen und

überbordenden Reichtum auf  der  an-

deren Seite. Und drittens war es noch

nie  so  einfach,  von  einem  Erdteil  in

einen anderen zu gelangen. Kommt all

das  zusammen,  dann  sind  Massen-

wanderungen die logische Folge.

Hauptursache für Flucht: 
Militärinterventionen

So  einfach  diese  Analyse  ist,  so

schwierig ist die Therapie. Klar ist nur,

dass es strategisch ohne Wert ist, sich

an den unerfreulichen Symptomen der

Flüchtlingsströme  abzuarbeiten,  ohne

gleichzeitig  den  Versuch  einer  Ursa-

chenbeseitigung zu unternehmen. Bei

der  Suche  nach  den  Fluchtursachen

fällt  sofort  auf,  dass  die  mit  Abstand

meisten Flüchtlinge aus Ländern kom-

men,  die  in  den  letzten  20  Jahren

Schauplätze  von  Kriegen  waren:  das

ehemalige  Jugoslawien,  Afghanistan,

Irak, Syrien, Äthiopien, Somalia. Nach

einer  Statistik  des  Bundesamtes  für

Migration und Flüchtlinge (BAMF) wa-

ren 2014 die  genannten Staaten und

ihre  Zerfallsprodukte  die  zehn  wich-

tigsten Herkunftsländer für Asylbewer-

ber in Deutschland. Kennzeichnend für

fast alle Kriege in den genannten Staa-

ten  sind  völkerrechtswidrige  Militärin-

terventionen, zumeist der USA und ih-

rer  Bündnispartner.  Das  legt  die  An-

nahme  nahe,  dass  diese  Kriege

hauptursächlich für die großen Flucht-

bewegungen der Gegenwart sind. Die-

se Kriege bedeuteten Tod, Verarmung,

Anarchie,  Zerfall  von  Gesellschaften,

religiös motivierte Massaker und Mas-

senflucht.  Nie  gelang  es,  stabile  De-

mokratien einzuführen oder gar  Men-
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schenrechte zu sichern. Wer also Mas-

senflucht  eingrenzen  will,  muss  in  ei-

nem  ersten  Schritt  militärische  Aben-

teuer unterbinden und Militärbündnisse

wie die NATO auf reine Verteidigungs-

aufgaben  zurückführen.  Das  Gesagte

gilt  auch für schwelende Konfliktherde

wie etwa Iran oder Ukraine. Wenn auch

von  dort  Flüchtlingsströme  einsetzen

würden,  wäre das allein schon wegen

des Bevölkerungsreichtums dieser Län-

der  eine  Katastrophe  unvorstellbaren

Ausmaßes.

Flüchtlingsströme via 
Griechenland in die EU
318.000 Flüchtlinge kamen von 

Anfang Januar bis Mitte September 

2015 in Griechenland an, darunter:

70% aus Syrien

19% aus Afghanistan

4% aus dem Irak

3% aus Pakistan

1% aus Somalia

3% aus anderen Ländern

Afghanistan:
NATO-Operation ISAF (2001-2014)

Pakistan:
US Air Force & CIA-Drohnenangriffe 
(2004+)

Syrien & Irak:
NATO-Operation Inherent Resolve 
(2014+)

Somalia:
NATO-Operation: Ocean Shield 
(2009+)

Libyen:
NATO-Operation: Unified Protector 
(2011)

Datenquellen: UNHCR, zitiert nach:
www.siper.ch (Swiss Institute for Peace

and Energy Research)

Leidtragende  der  Interventionskrie-

ge sind neben den gepeinigten und ent-

wurzelten Menschen, den Flüchtlingen,

insbesondere  die  Länder  in  der  Peri-

pherie der Fluchtstaaten. Das sind vor

allem  die  ohnehin  problembehafteten

Staaten  des  Nahen  Ostens  und  des

südlichen Europas. Die USA, gut gesi-

chert durch zwei  Ozeane, bleiben von

den  Fluchtauswirkungen  verschont.

Ausbaden müssen ihre Kriege andere,

auch die Bündnispartner. Der deutsche

Beitrag muss deshalb primär darin be-

stehen, jede politische und militärische

Unterstützung für Interventionskriege ri-

goros abzulehnen und eigene Waffen-

lieferungen in Krisenregionen einzustel-

len.  Verstöße  hiergegen  bezahlen  wir

unweigerlich mit neuen Flüchtlingsströ-

men.

Entwicklungshilfe oder neue 
Absatzmärkte?

Außerdem werden wir uns mit dem

Gedanken  anfreunden  müssen,  den

notleidenden  Staaten  echte  Solidarität

anzubieten.  Wohlklingende  Rhetorik

und Almosen werden  auf  Dauer  nicht

ausreichen.  Auch  Entwicklungshilfe  in

der Form von Absatzmärkten für unse-

re Industrieprodukte ist keine wirkliche

Hilfe für die Menschen, die am Rande

des Existenzminimums vegetieren. Wir

müssen uns daran erinnern, dass unser

heutiger  Wohlstand  nicht  zuletzt  auf

Kosten  der  Herkunftsstaaten  der  uns

überrollenden  Flüchtlingswellen  be-

gründet worden ist. Wir müssen lernen

zu  teilen.  Das  ist  zwar  nicht  einfach,

aber notwendig. Wenn wir es aufgrund

eigener  Einsicht  nicht  schaffen,  dann

werden sich die Benachteiligten dieser

Erde  ihren  Anteil  irgendwann  holen.

Denn  im  Vergleich  zu  früher  wissen

heute auch die Ärmsten viel  über uns

und unsere Lebensumstände. Die infor-

mierte Weltgemeinschaft wird Ungleich-

gewichte nicht auf Dauer hinnehmen.

Die Alternative ist  im Grunde sehr

einfach:  Entweder  wir  geben  den  Ar-

men  so  viel  von  unserem  Wohlstand

ab, dass sie glauben, es lohnt sich, in

der Heimat zu bleiben oder,  wenn wir

dazu nicht fähig sind, dann werden sie

sich ihren Anteil bei uns abholen. Die-

sen Vorgang bezeichnet man verniedli-

chend als Völkerwanderung.

Doch  selbst  das  wäre  nicht  zwin-

gend der Untergang des Abendlandes.

Denn auch wir Deutsche sind bekannt-

lich  das  Produkt  historischer  Völker-

wanderungen.  Unserer  Herkunft  nach

sind  wir  zumindest  ein  Mischvolk  aus

germanischen,  keltischen  und  slawi-

schen  Bestandteilen.  Diese  Einflüsse

haben uns zu  dem gemacht,  was  wir

heute sind.

Wir Deutsche haben keinen Grund

zur  Kleinmut.  Wir haben es geschafft,

nach dem Zweiten Weltkrieg 12 Millio-

nen Vertriebene und Flüchtlinge einzu-

gliedern und sie zum Teil unseres wirt-

schaftlichen Aufstiegs zu machen. Die

Voraussetzungen waren damals denk-

bar schlecht: zerbombte Städte und Fa-

briken,  zerstörte  Infrastruktur,  ein  auf-

geteiltes  Land,  Millionen  Witwen  und

Waisen, eine demoralisierte und fremd-

beherrschte  Gesellschaft.  Die  Deut-

schen  hielten  jedoch  solidarisch  zu-

sammen.

Solidarität?

Wir müssen  uns  deshalb  heute  in

Erinnerung  an  diese  grandiose  Ge-

meinschaftsleistung nicht ängstigen vor

ein  paar  Hunderttausend Flüchtlingen,

auch dann nicht, wenn deren Zahl noch

weiter  steigt.  Wir müssen uns nur be-

mühen,  aus  der  Not  eine  Tugend  zu

machen. Dazu brauchen wir Solidarität

untereinander  und  Solidarität  mit  den

Flüchtlingen. Sie wollen in ihrer großen

Mehrzahl  nicht  schmarotzen,  sondern

ihren  Beitrag  in  der  Gesellschaft  leis-

ten.

Mehr  Anlass  zur  Besorgnis  ist  die

fehlende  Bereitschaft  mehrerer  EU-

Staaten,  einen  angemessenen  Anteil

der in den Mittelmeerländern anlanden-

den  Flüchtlinge  aufzunehmen.  Die

Schließung von Grenzen löst kein Pro-

blem.  Außerdem  ist  dieses  Verhalten

ein grober Verstoß gegen den Solidari-

tätsgedanken der europäischen Verträ-

ge. Wer sich so verhält, legt die Axt an

die  Grundmauern  der  Europäischen

Union.  Deutschland  müsste  hier  eine

entschlossene  Führungsrolle  überneh-

men. Gleiches gilt für die unerlässliche

Neuausrichtung  der  Militär-,  Bündnis-

Entwicklungs-  und  Einwanderungs-

politik. Das ist kein Selbstläufer. Denn

es betrifft höchst anspruchsvolle Politik-

felder. Doch genau dort könnte sich die

vom  Bundespräsidenten  unlängst  an-

gemahnte  größere  Verantwortung  der

deutschen Politik friedenstiftend entfal-

ten. 

Vonnöten  ist  ein  vertieftes  Nach-

denken jenseits der Tages- und Partei-

politik. Das bedarf eines langen Atems.

Ich vermag Derartiges noch nicht zu er-

kennen.  Vielleicht  müssen noch mehr

Flüchtlinge  kommen,  bevor  Weitblick

und Solidarität eine echte Chance be-

kommen.  Wenn  uns  das  zu  anstren-

gend ist,  dann müssen wir  lernen, mit

der Völkerwanderung zu leben.
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Frieden und Gerechtigkeit - 
Friedenspolitik ist Solidarität mit Flüchtenden
Gemeinsames Positionspapier zur Debatte für die Friedensbewegung erstellt von
dem Bundesausschuss Friedensratschlag und der Kooperation für den Frieden   

Die  Fluchtbewegungen  nach
Deutschland mit dem dadurch ausge-
lösten  innenpolitischen  Diskurs  erfor-
dert eine Positionierung der Friedens-
bewegung.  Da  Flüchtlingsunterkünfte
praktisch  flächendeckend  in  ganz
Deutschland  zugewiesen  werden,
bleibt  keine  Friedensinitiative  davon
unberührt. Der Bundesausschuss Frie-
densratschlag und die Kooperation für
den Frieden wollen Friedensinitiativen
anregen,  in  den  Flüchtlings-Diskurs
einzugreifen  und  sich  Gehör  zu  ver-
schaffen.  Zugleich  wollen  sie  sie  für
praktische  Solidarität  und  Unterstüt-
zung mit  den Geflüchteten gewinnen.
Die  Herausarbeitung  von  Fluchtursa-
chen ist  der  zentrale  Ansatzpunkt für
die Friedensbewegung. Ursachen, die
von  der  deutschen  Politik  und  den
Massenmedien  weitestgehend  ausge-
blendet oder gar verleugnet werden. 

Aus vielen Teilen der Welt fliehen
Menschen  vor  Krieg  und  Zerstörung
ihrer Lebensgrundlagen. Jahr für Jahr
werden  es  mehr:  Nach Angaben der
UN-Flüchtlings-Hilfsorganisation waren
es  weltweit  in  2013  bereits  45  Mio.
Menschen, in 2014 60 Mio. Menschen.
Die meisten sind Binnenflüchtende in
ihrem eigenen Land oder fliehen in be-
nachbarte Länder,  vor allem aus den
Kriegsherden Ukraine, dem Nahen Os-
ten, Syrien, Libyen sowie Afghanistan /
Pakistan. 

Die  Ursachen  von  weltweiten
Fluchtbewegungen  und  der  Anteil
Deutschlands daran lassen sich in den
nachfolgenden  Punkten  zusammen-
fassen.

Deutsche Rüstungsexporte 
und Profite befeuern weltweit
Kriege

Weltweit  geführte Kriege und Bür-
gerkriege  sind  nur  mit  ständigem
Nachschub von Waffen und Munition
möglich,  an  denen  Deutschland  als
viertgrößter Waffenexporteur einen er-
heblichen Anteil hat. Deutsche Waffen
werden  z.B.  an  Diktaturen  wie  Sau-
di-Arabien  geliefert,  das  damit  Krieg
gegen  die  Bevölkerung  im  Jemen
führt.  Trotz  gegenteiliger  Absichtsbe-
kundungen der Bundesregierung neh-

men  deutsche  Rüstungsexporte  wei-
terhin zu. Die Waffenproduzenten ver-
dienen Milliarden an Rüstungsproduk-
tion und Rüstungsverbrauch und stüt-
zen  korrupte  Regime  und  damit  die
Ausbeutung  und  Ausplünderung  von
Ländern der „Dritten Welt“.

Weltweite militärische 
Interventionen anstatt 
Entwicklungshilfe

Allein der langjährige Bundeswehr-
einsatz in Afghanistan hat viele Milliar-
den  verschlungen  und zu  den  Millio-
nen von Flüchtlingen aus diesem Land
beigetragen.  Ein Bruchteil  der  Militär-
ausgaben  hätte  ausgereicht,  um  die-
ses  Land  wirtschaftlich  und  gesell-
schaftlich auf eigene Beine zu stellen.
Aber  die  Praxis  der  zivil-militärischen
Zusammenarbeit untergräbt zusätzlich
zur Übertragung des neoliberalen Wirt-
schaftssystems  die  Chancen  einer
nachhaltig  wirkenden  Entwicklungshil-
fe. Dessen ungeachtet  werden künfti-
ge  deutsche  Militäreinsätze  im  Rah-
men der NATO und der EU vorberei-
tet.  EU-Entscheidungsträger  -  unter
deutscher Führung - streben nach ei-
genständiger  EU-"Verteidigungsfähig-
keit", um mit einem möglichst schlag-
kräftigen Militärapparat sich auf der in-
ternationalen Ebene als Weltmacht po-
sitionieren zu können. 

„Regime Change“ und 
Destabilisierung von Staaten 
mit deutscher Unterstützung

Sowohl  die  Konfliktherde  in  der
Ukraine wie auch in Syrien wurden von
außen befeuert mit Milliardenbeträgen
für  einen  „Regime  Change“  und  ver-
deckten  Operationen.  Zusätzlich  tra-
gen Wirtschaftssanktionen zur  Desta-
bilisierung von Ländern bei, wie aktuell
gegen Syrien  oder  den Donbass,  die
zum Aushungern der Bevölkerung füh-
ren.

„Freihandels-“Abkommen 
verrechtlichen den 
Wirtschaftskrieg

Vorhandene,  neoliberale  Wirt-
schaftsabkommen – vor allem solche,
die seitens der EU den meisten afrika-

nischen  Ländern  aufgezwungen  wur-
den, haben vor allem die Ernährungs-
souveränität  dieser  Staaten  erheblich
geschwächt. Sie bedrohen die Lebens-
grundlagen der Menschen. Die afrika-
nischen  Märkte  werden  mit  hochsub-
ventionierten  Billigimporten  aus  Euro-
pa überschwemmt,  gegen die  einhei-
mische  ProduzentInnen  nicht  ankom-
men.  Dieses  ist  zu  thematisieren,
wenn  Deutschland  als  „Export-Welt-
meister“  gefeiert  wird.  Das  geplante
TTIP-Abkommen würde ganze Weltre-
gionen noch weiter schwächen, da die-
se Länder dann einer geballten „Wirt-
schafts-Nato“ von USA und EU gegen-
über stehen würden.

Die genannten Fluchtursachen soll-
ten wie folgt thematisiert werden:

1. Rüstungsexporte stoppen 
und Rüstungskonversion 
einleiten

Die Kampagne „Aktion Aufschrei –
Stoppt  den  Waffenhandel!“  hat  ihre
Forderungen aktualisiert mit der Über-
schrift  „Grenzen öffnen für Menschen
– Grenzen schließen für Waffen“. Der
Bundesausschuss  Friedensratschlag
und  die  Kooperation  für  den  Frieden
haben  mit  ihrem  Positionspapier  zur
Rüstungskonversion  eine  Diskussion
initiiert, die auch mit GewerkschafterIn-
nen geführt werden soll.

2. Zivile Entwicklungspolitik 
anstatt Militärinterventionen 
für geostrategische Ziele

Die  NATO  muss  als  aggressives
Militärbündnis  delegitimiert  werden.
Auch wenn vor allem die USA an der
Eskalationsschraube  drehen,  ist  die
deutsche  Beteiligung  und  Mitverant-
wortung zu thematisieren. Die Dispro-
portionen zwischen gigantischen Milli-
ardenbeträgen für scheinbar humanitär
gerechtfertigte  Militärinterventionen
und  kümmerlichen  Millionenbeträgen
für Entwicklungspolitik können zusam-
men  mit  humanitären  Hilfsorgani-
sationen  in  Deutschland  thematisiert
werden.  Eine zivil-militärische Zusam-
menarbeit wird abgelehnt. 
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3. Es gibt keinen großen 
Unterschied zwischen Kriegs-
und Wirtschaftsflüchtenden

Die deutsche Politik  versucht mas-
siv,  durch die Definition von „sicheren
Herkunftsländern“ vor allem Flüchtlinge
aus dem Balkan möglichst schnell wie-
der abzuschieben. 16 Jahre nach dem
NATO-Krieg  gegen  Ex-Jugoslawien,
der mit der Behauptung begründet wur-
de,  man  müsse  das  Kosovo  befreien
und seiner Bevölkerung zu einem men-
schenwürdigen  Leben  verhelfen,  flie-
hen  nun  Zehntausende.  Führend  bei
der Vorbereitung des Krieges und bei
der  Besatzung  ist  Deutschland  gewe-
sen.  Deshalb  sollten  wir  dazu  beitra-
gen,  dass „Wirtschafts-Flüchtlinge“  die
Umstände  darstellen,  die  zur  Ver-
schlechterung  ihrer  Lebensbedingun-

gen und existenziellen  Bedrohung ge-
führt haben. 

4. Kriegs-Flüchtende sollen 
darstellen, welche Akteure ihr 
Leben bedrohen.

Flüchtlinge kommen derzeit  vor al-
lem  aus  Syrien  nach  Deutschland.
Nach vier Jahren (Bürger-)Krieg erhal-
ten wir  kaum authentische Informatio-
nen aus diesem Land. Seitens örtlicher
Friedensinitiativen sollten wir  den Dia-
log mit den flüchtenden Menschen su-
chen,  damit  diese  die  Schrecken des
Krieges  und  deren  Verursacher  an-
schaulich  als  Information  aus  erster
Hand verbreiten können. 

5. Kriegsführung von 
deutschem Boden treibt 

weltweit Menschen zur Flucht 

Für die weltweite Kriegsführung er-
folgt  umfangreiche  logistische  Unter-
stützung von deutschem Boden. Dieses
umfasst militärische Kommandozentra-
len  sowohl  der  Bundeswehr,  z.B.  mit
den  in  Münster  stationierten  NA-
TO-Task-Forces,  wie  auch  der  US-
Streitkräfte  in  Ramstein  oder  der  EU-
COM/AFRICOM  in  Stuttgart.  Darüber
hinaus  ist  Deutschland  logistische
Drehscheibe für US- und NATO-Militär-
einsätze  durch  militärisch  genutzte
Flughäfen wie  im Falle des Flughafen
Leipzig/Halle  und  weitere  militärische
Einrichtungen  wie  das  NATO-Luftwaf-
fenzentrum in  Kalkar.  Diese  Orte  und
Einrichtungen stehen synonym für  die
deutsche  Mitverantwortung,  die  Men-
schen weltweit auf die Flucht treibt.

Afghanistan: Zurück in den Krieg
Deutschland will vermehrt afghanische Flüchtlinge 
abschieben, das Land könne man nicht "pauschal als
Bürgerkriegsland bezeichnen“

An der Gewalteskalation haben die westlichen Truppen
einen entscheidenden Beitrag geleistet, indem sie vor allem
mit  Drohnen-Angriffen -  Afghanistan ist  weiterhin  das  am
meisten von Drohnen bombardierte Land der Welt -, willkür-
lichen  Bombardements  sowie  nächtlichen  "Spezialeinsät-
zen" regelrecht neue Feinde produzierten,  welche die Be-
satzer abgrundtief hassen. [...]

Bei der jüngsten Bundespressekonferenz bezüglich die-
ses Themas bekam man den Eindruck, dass all dies halb so
schlimm sei. Laut Regierungssprecher Steffen Seibert herr-
sche ja nicht überall Krieg. Afghanistan sei nicht "pauschal
als Bürgerkriegsland zu bezeichnen", so Seiberts Wortlaut.
Was das genau bedeuten soll, bleibt weiterhin offen. Wo ist
ein pauschaler Krieg? Wo herrscht er und wo nicht? Was ist
als Kriegszustand zu bezeichnen und was nicht? Herrscht in
Städten wie Kabul etwa "kein pauschaler Krieg", weil  dort
weniger Anschläge und Gefechte stattfinden als anderswo?
Wären dieser Logik zufolge nicht auch syrische oder iraki-
sche Flüchtlinge vermehrt abzuschieben, weil der "pauscha-
le Kriegszustand" in Damaskus oder Bagdad ebenfalls nicht
vorhanden ist? Und von was für Zustände würde man ei-
gentlich in Deutschland sprechen, wenn in Berlin fast jede
Woche eine Bombe hochgehen würde?

Besonders zynisch waren jedoch die Worte von Innen-
minister  Thomas de Maizière. Dieser meinte, dass die Af-
ghanen doch in ihrem Land bleiben könnten, da so viel Ent-
wicklungshilfe dorthin geflossen sei. Dass die meisten Ent-
wicklungsgelder in die Taschen von Kriegsfürsten und kor-
rupten Politikern flossen, die teils mittlerweile selbst schon
planen, Afghanistan zu verlassen, erwähnte er nicht. [...]

Die Abschottungspolitik Deutschlands sowie der EU im All-

gemeinen macht allerdings auch eine Heuchelei  deutlich,

die ihres Gleichen sucht,  wenn man bedenkt,  dass nicht

nur Afghanistan, sondern auch Länder wie der Irak und Sy-

rien ohne westliche Intervention, basierend auf egoistische

Machtinteressen, nicht in ihrer heutigen Situation wären. 

Quelle: telepolis.de /  Emran Feroz (29.10.2015)

Seit jeher gehört Afghanistan zu jenen Ländern, welches
viele Flüchtlinge produziert. Bis vor kurzem waren Menschen
afghanischer Herkunft die größte Flüchtlingsgruppe weltweit.
Dann brach das Chaos in Syrien aus, welches nichts ande-
res als ein weiterer  Stellvertreterkrieg zwischen den Groß-
mächten  ist.  Mittlerweile  sind  die  meisten  Flüchtlinge  der
Welt Syrer, was nicht bedeutet, dass sich die Zahl der flüch-
tenden Afghanen verringert hätte. Gegenwärtig ist weiterhin
mehr als ein Zehntel der Gesamtbevölkerung auf der Flucht. 

Viele dieser Flüchtlinge kommen seit Jahren nach Euro-
pa. Für die hiesigen Behörden war eine Flucht aus Afghanis-
tan stets selbstverständlich. Wer will schon in einem Land le-
ben, in dem seit 35 Jahren permanent Krieg herrscht, des-
sen Kindersterblichkeitsrate zu den höchsten der Welt ge-
hört, Nahrungsmittelknappheit und extreme Armut weiterhin
zum Alltag gehören und brutale Milizen das Sagen haben,
dachte man sich. Aus diesem Grund wurde schnell Asyl ge-
währt.

An diesen Zuständen hat sich auch seit  der NATO-Inter-

vention im Land nichts geändert. Tatsächlich fand in mehre-

ren Punkten eine extreme Verschlechterung statt,  welche

die Flucht aus einem Land wie Afghanistan nur noch nach-

vollziehbarer macht. So bricht seit dem westlichen Militär-

einsatz im Land die Opiumproduktion jährlich alle Rekorde

[...]
Auch der Extremismus wurde in den letzten Jahren er-

folgreich gesät.  Während 2001 in Afghanistan lediglich die
Taliban  sowie,  wenn  überhaupt,  eine  sehr  überschaubare
Anzahl  von Al-Qaida-Kämpfern präsent waren,  lassen sich
mittlerweile  zahlreiche  Gruppierungen,  von  verschiedenen
Taliban-Abspaltungen bis hin zu Ablegern des "Islamischen
Staates" (IS), finden, die allesamt verschiedenste Ziele ver-
folgen, regelmäßig Anschläge verüben und brutaler vorge-
hen als ihre Vorgänger es sich je vorgestellt hätten.
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Menschenrechte einfordern – nur nicht bei uns?
Interview mit Inge Höger, MdB, Abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, 

Mitglied im Ausschuss für Menschenrechte 

FJ: Sie sind zusammen mit Ihrer 

Fraktionskollegin Annette Groh Mit-

glied im Ausschuss für Menschenrech-

te und humanitäre Hilfe. Welche The-

men werden dort behandelt - und wel-

che nicht?

Leider  setzt  sich  auch  im  Men-

schenrechtsausschuss  immer  mehr

ein  instrumenteller  Umgang mit  Men-

schenrechten durch. Die Themen, die

dort  von  den  Regierungsparteien  auf

die Tagesordnung gesetzt werden, be-

fassen  sich  vorzugsweise  mit  Men-

schenrechtsverletzungen  in  Ländern

die nicht zur EU, zur NATO oder deren

Verbündeten  gehören.  Typische  Bei-

spiele sind: Menschenrechtsverletzun-

gen auf der Krim, im Iran oder in Weiß-

russland. 

Sicherlich  gibt  es  Gründe,  diese

Länder auf die Tagesordnung zu set-

zen. Es fällt aber auf, dass eine kriti-

sche  Reflektion  über  die  Situation  in

den westlichen Ländern gerne vermie-

den wird. So sind es vor allem wir, die

darauf drängen, auch Themen wie die

Todesstrafe in den USA, die Lage der

Flüchtlinge  in  den  EU-Staaten  oder

rassistische Praktiken hierzulande wie

Racial Profiling auf die Tagesordnung

zu nehmen. Besonders beliebt bei den

CDU/CSU-Vertreter*innen ist die The-

matisierung  von  Religionsfreiheit  in

verschiedenen  Ländern,  wobei  damit

nahezu immer Christenverfolgung ge-

meint ist.

Über viele Monate hat uns die feh-

lende gesetzliche Grundlage des Deut-

schen Instituts für Menschenrechte be-

schäftigt.  Die unabhängige Arbeit  des

Institutes  war  der  Regierung  offen-

sichtlich ein Dorn im Auge. damit wur-

de sogar riskiert, den A-Status des In-

stitutes bei den vereinten Nationen zu

verlieren.  Besonders  die  CDU  hätte

das  Institut  gerne  darauf  festgelegt,

nur die Menschenrechte in Diktaturen

zu untersuchen. Durch viel öffentlichen

Druck ist es jedoch gelungen, nun eine

gesetzliche Grundlage zu schaffen und

auch  die  Finanzierung  gesetzlich  ab-

zusichern.  Leider wurden - nach mei-

ner Einschätzung - zu viele Vorgaben

für die Arbeit des Institutes fixiert. 

Ich gehe aber dennoch davon aus,

dass die Menschen dort weiterhin ne-

ben globalen Themen auch die Situati-

on  hierzulande  kritisch  beleuchten.

Und leider gibt es da mehr als genü-

gend Arbeit - nicht zuletzt weil die Bun-

desregierung Menschenrechte nur par-

tiell thematisiert. Sie fokussiert auf bür-

gerliche  Freiheitsrechte  (die  ja  unbe-

nommen  wichtig  sind),  gleichzeitig

ignoriert sie soziale und ökonomische

Rechte weitgehend.

FJ: Sie haben bei ihrer kürzlichen 

Reise in der Türkei schwere Men-

schenrechtsverstöße der türkischen 

Regierung gegen die Kurden festge-

stellt. Die dortige Situation stand bei 

der letzten Sitzung des Ausschusses 

am 14.10. nicht auf der Agenda..... 

Es ist jedoch gelungen das Thema

in einer "Aktuellen Stunde" im Plenum

des  Bundestages  auf  die  Tagesord-

nung zu setzten. Für diese öffentliche

Debatte  wurde  die  Sitzung  des  Aus-

schusses unterbrochen und ich konnte

so  öffentlich  sowohl  die  Repression

gegen  Opposition  in  der  Türkei  als

auch die Wahlkampfunterstützung von

Merkel für Präsident Erdogan anpran-

gern 

Die  Planung  im  Ausschuss  läuft

meistens längerfristig und für uns als

Opposition schwieriger.  Wir haben es

zwar erkämpft, dass auch wir Themen

auf die Tagesordnung setzen können,

das ist aber maximal einmal im Monat

der Fall und unser Themen werden zu-

sätzlich  wegen  "Zeitknappheit"  häufig

vertagt.

FJ: Welche Rolle spielt dabei die 

Forderung nach Aufhebung des PKK-

Verbotes, das 1993 vom damaligen In-

nenminister Kanther verhängt wurde? 

Bereits in den 90er Jahren gab es eine

politisch breite Forderung dazu in 

Deutschland. Die letzte Petition an 

den Bundestag dazu gab es vor einem

Jahr. Wie sieht es aktuell damit aus 

und was bedeutet das für die in 

Deutschland lebenden Kurden? 

Die LINKE hat einen Antrag in den

Bundestag eingebracht, in dem wir die

Aufhebung des PKK-Verbotes fordern.

Dieses Verbot kommt einer politischen

Stigmatisierung aller Kurd*innen gleich

und bedeutet in der Praxis, dass auch

diejenigen, die nur im Verdacht stehen

einem Verein anzugehören, dem nach-

gesagt wird, mit der PKK zu kooperie-

ren, mit Strafverfolgung rechnen müs-

sen. Das Vorgehen der Polizei gegen

kurdische  Demonstrationen  ist  häufig

besonders hart.  Zudem gibt  das Ver-

bot  auch  der  türkischen  Regierung

einen  Freibrief  für  deren  Repression

und  deren  Bürgerkrieg  gegen  kurdi-

sche Dörfer und Städte.

FJ: Ein weiteres zentrales Dauer-

thema ist die Situation in Palästina un-

ter der israelischen Besatzung. Eigent-

lich ist dieses kaum ein Thema für die 

hiesige Mainstream-Presse. Dennoch:

Der Präsident des Zentralrates der Ju-

den in Deutschland kritisierte diese 

kürzlich als unausgewogen einseitig. 

Israel sei die einzige Demokratie im 

Nahen Osten und Außenposten der 

westlichen Wertegemeinschaft. Das 

heißt: Hier tobt ein Kampf um die Deu-

tungshoheit. Wie sollte sich die Frie-

densbewegung dieser Problematik 

stellen? 

Wenn  wir  das  Völkerrecht  ernst

nehmen, dann können wir  nicht igno-

rieren, dass wesentliche UN-Resolutio-

nen in Bezug auf die Rechte der Pa-

lästinenser*innen bis  heute nicht  um-

gesetzt  sind.  Um bei  diesem Konflikt

politisch  wirklich  etwas  zu  bewegen,

müssen  wir  die  Beihilfe  zur  kriegeri-

schen Eskalation in der gesamten Re-

gion  stoppen,  speziell  die  deutschen
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Rüstungsexporte.  Es  ist  absurd,  dass

Deutschland mitten im Gaza Krieg ein

weiteres  High-Tech-U-Boot  der  Dol-

phin-Klasse  nach  Israel  geliefert  hat,

das  auch  atomar  bewaffnet  werden

kann. Auch die diplomatische Anerken-

nung  Palästinas  durch  die  deutsche

Regierung,  wie  dieses einige europäi-

sche  Staaten  bereits  getan  haben,

wäre ein wichtiger Schritt. Die Zeit hier-

für drängt. Nicht nur die jetzigen Unru-

hen in Israel und den besetzten Gebie-

ten zeigen die politisch unhaltbare Si-

tuation. Auch die UN weist regelmäßig

darauf  hin,  dass die  humanitäre  Lage

nicht  haltbar  ist.  Die  UN-Organisation

für  die  palästinensischen  Flüchtlinge

(UNRWA) macht klar, dass Gaza spä-

testens  im  Jahr  2020  unbewohnbar

sein wird.  Schlechte Strom- und Was-

serversorgung,  nahezu  keine  Abwas-

serbehandlung, Massenarbeitslosigkeit,

schlechte Gesundheitsversorgung -  all

dies  sind  Elemente,  die  an  Dramatik

kaum zu überbieten sind. Dies ist übri-

gens  auch  eine  Konsequenz  dessen,

dass  die  israelische  Armee  die  Infra-

struktur  in  Gaza in  wiederholten  Krie-

gen weitgehend  zerstört  hat,  während

gleichzeitig  infolge  der  Blockade  des

Gaza-Streifens der Wiederaufbau kaum

voran  kommt.  Seit  dem  Militärputsch

durch  General  As-Sisi  in  Ägypten  ist

übrigens  auch  die  Blockade  an  der

ägyptischen Grenze lückenlos und wird

brutal durchgesetzt.

Wenn  schon  die  Bundesregierung

und  Medien  bei  diesem  Themenfeld

gerne  schweigen,  dann muss wenigs-

tens  die  Friedensbewegung  den  Mut

haben, hier nicht wegzusehen. Dies ist

übrigens zugleich tatsächliche Solidari-

tät  mit  Israel,  denn  der  dauerhafte

Kriegszustand zerstört auch die israeli-

sche Gesellschaft. 

FJ: Das bestimmende innenpoliti-

sche Thema sind aktuell die dramati-

schen Fluchtbewegungen vor allem 

aus Kriegsgebieten wie Syrien und Af-

ghanistan. Was können wir dafür tun, 

um die hiesige Deutungshoheit für 

"Menschenrechte und humanitäre Hil-

fe" zu ändern, z.B. im Sinne von UNO 

und UNO-Hilfsorganisationen zu beein-

flussen?

Asyl  ist  Menschenrecht  und  alle

deutschen  und  europäischen  Geset-

zesverschärfungen  setzen  nicht  die

Genfer  Flüchtlingskonvention  außer

Kraft. Dies müssen und werden wir im-

mer  wieder  betonen.  Es  deswegen

schlichtweg  unsere  Pflicht,  Menschen

hier  willkommen zu  heißen und ihnen

eine  menschenwürdige  Perspektive  in

unserem Land zu geben. 

Ich  habe  im  Menschenrechtsaus-

schuss und im Plenum des Bundesta-

ges immer wieder darauf hingewiesen,

dass die Lage in den Flüchtlingslagern

rund  um  Syrien  nicht  haltbar  ist  und

dass die drastischen Kürzungen bei der

Lebensmittelversorgung  dazu  führen

wird,  dass  die  Menschen  die  Region

insgesamt  verlassen  werden.  Es  ist

doch  absurd,  dass  das  Welternäh-

rungsprogramm (WFP) die Lebensmit-

telrationen  kürzen  muss,  während  in

Deutschland  immer  mehr  Geld  in  die

militärische Außenpolitik gesteckt wird.

Allein  die  Kosten  für  die  Anschaffung

des Schützenpanzers Puma, würde die

aktuelle Geldnot des WFP lösen. Statt

in  humanitäre  Hilfe  und  Bekämpfung

der  Fluchtursachen  investiert  unser

Land in Abschottung gegenüber Flücht-

lingen und schafft  weitere  Fluchtursa-

chen durch Rüstungsexporte. 

Wir müssen klar machen, dass die

Mehrzahl  der  Menschen,  die  hier

Schutz  suchen,  dies  infolge  der

falschen Außenpolitik  westlicher  Staa-

ten tun. Die betrifft unsere ausbeuteri-

sche Außenhandelspolitik genauso wie

die Kriege gegen den Irak, Afghanistan

oder Libyen. Übrigens ist auch der Ju-

goslawienkrieg  und  die  Zerschlagung

Jugoslawiens in zahlreiche ökonomisch

nicht  überlebensfähige  Kleinstaaten

wesentlich verantwortlich für die Verar-

mung in dieser Region und die daraus

folgende Auswanderung. An diese Zu-

sammenhänge müssen wir - leider - im-

mer wieder erinnern.

Vielleicht gelingt es uns ja in der ak-

tuellen Situation mehr Aufmerksamkeit

und  Interesse  für  eine  gerechte  und

friedliche  Außenpolitik  zu  gewinnen.

Deutlicher  als  jetzt  sieht  man  selten,

wie  wichtig  präventive  und  zivile  For-

men  der  Konfliktbearbeitung  sind  und

wie gründlich Militär als Mittel  der Au-

ßenpolitik scheitert. 

Interviewfragen: Karl-Heinz Peil

Bayerische Gründlichkeit als Farce
In  ihrer  Verteidigungsrede ging die  Bundestagsabge-

ordnete auf ihre Motive ein, warum sie die Fahne gezeigt

hatte: »Ich wollte Solidarität mit den KurdInnen zeigen und

auf  die  Widersprüchlichkeit  der Bundesregierung hinwei-

sen. Die PKK leistet den entschlossensten Widerstand ge-

gen den Islamischen Staat, wird aber in der Bundesrepu-

blik kriminalisiert.« [...]

Als  Gohlkes  Anwalt  Hartmut  Wächtler  im  Münchner

Prozess die Frage aufwarf, um welche Fahne der PKK es

sich denn genau handele, begann das Verfahren zur Far-

ce zu werden. So konnte nicht geklärt werden, zu welcher

Teilorganisation die Flagge gehört und ob sie überhaupt

unter das vom damaligen Innenminister Manfred Kanther

im  November  1993  erlassene  Verwendungsverbot  fällt.

Die von Gohlke laut Polizei für ganze 15 Sekunden hoch-

gehaltene Fahne zeigt einen fünfzackigen roten Stern auf

gelbem Grund in einem grünen Kreis, der sich wiederum

auf rotem Grund befindet. [...] 
Quelle: junge Welt, 30.10.2015 

Am 18. Oktober 2014 stand die syrisch-kurdische Stadt

Kobani kurz vor dem Fall  an die Terrormiliz »Islamischer

Staat« (IS). Weltweit gingen Tausende Menschen aus Soli-

darität mit dem kurdischen Widerstand auf die Straße. 

Auch in München – dort zeigte Nicole Gohlke, Bundes-

tagsabgeordnete der Partei Die Linke, während ihrer Unter-

stützungsrede  eine  Flagge der  verbotenen  Arbeiterpartei

Kurdistans. Das Münchner Amtsgericht verurteilte sie dafür

am 7.  Juli  2015 zu  einer  Geldstrafe  in  Höhe von  1.000

Euro. Außerdem erhielt sie eine Verwarnung, die auch mit

ihrer  Vorbildfunktion  als  Bundestagsabgeordnete  begrün-

det wurde.  Das Parlament hatte im November 2014 ihre

Immunität aufgehoben.

Weder Gohlke noch die Münchner Staatsanwaltschaft

akzeptierten das Urteil:  Nachdem beide Rechtsmittel  ein-

legten, wurde am Mittwoch erneut verhandelt. 
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Ausnahmezustand und Bomben gegen Kurden in der Türkei
von Ursula Schumm-Garling, Bundesausschuss Friedensratschlag, Berlin 

In der Zeit vom 4. - 7. Oktober be-

suchte eine internationale Friedensde-

legation organisiert von DIDF - der Fö-

deration der demokratischen Arbeiter-

vereine - bestehend aus Politikerinnen,

Ärztinnen und Journalisten sowie  An-

gehörigen der Friedensbewegung und

der Gewerkschaften aus Deutschland,

Österreich  und den  Niederlanden die

Städte Mardin, Nusaybin, Cizre, Silvan

und  Diyarbakir.  Die  Einladung  wurde

vom Friedensblock in der Türkei - ei-

nem  Zusammenschluss  von  Gewerk-

schaften, fortschrittlichen Parteien, der

Friedensbewegung  und  sozialen  Be-

wegungen  -  ausgesprochen.  Anlass

waren die Angriffe der türkischen Poli-

zei- und Militärkräfte auf die kurdische

Zivilbevölkerung im Südosten der Tür-

kei. 

Uns boten sich erschütternde Ein-

drücke: Wir sahen zerbombte Häuser

und eine zerstörte Infrastruktur, vor al-

lem die  Elektrizitäts-  und  Wasserver-

sorgung sowie die Telefon- und Inter-

netverbindungen waren  außer  Funkti-

on. Folgen des verhängten Ausnahme-

zustandes  waren  mangelnde  Versor-

gung  mit  lebenswichtigen  Nahrungs-

mitteln. Durch vom Militär unterbunde-

ne  Versorgung  von  Verletzten  und

Kranken starben Menschen.

Der Eindruck drängte sich auf, Mili-

tär und Polizei verfolgen systematisch

das  Ziel,  die  Zivilbevölkerung  einzu-

schüchtern, zu ängstigen und zu terro-

risieren. 

Militärische Aktionen und die Ver-

hängung des Ausnahmezustandes be-

dürfen  nach  der  Türkischen  Verfas-

sung der Zustimmung des Parlamen-

tes - müssen also demokratisch legiti-

miert werden. Dies erläuterte der HDP

Abgeordnete von Nusaybin und Jura-

professor Mithat Sancar. Selbstherrlich

setze  sich  die  türkische  Regierung

über  solche  Verfassungsnormen  hin-

weg.  Selbst  nach  dem  Kriegsrecht

müssten  Verletzte  ärztlich  versorgt

werden.  So verblutete  eine  75jährige

Kurdin namens Hayriye Hüdaverdi, die

sich den einfahrenden Panzern in Sil-

van  entgegenstellte  und  von  Scharf-

schützen verletzt wurde. Sie starb wie

vier  weitere  Zivilisten  in  Silvan.  Wir

wurden  durch  viele  Erzählungen  mit

unendlichem Leid konfrontiert. 

In  den  offiziellen  Verlautbarungen

werden  die  Ereignisse  verharmlost,

verleugnet oder als Kampf gegen den

Terror dargestellt. Diese Interpretation

wird vielfach auch von der deutschen

Presse übernommen. In Wirklichkeit ist

jedoch ein Krieg gegen die Zivilbevöl-

kerung im Gange. 

Der  verheerende  Selbstmordan-

schlag am 10. Oktober 2015 auf einer

Friedensdemonstration  in  Ankara

brachte den Konflikt zwischen der AK-

P-Regierung und der  demokratischen

Partei der Völker HDP sowie den zivil-

gesellschaftlichen  Kräften  für  Frieden

und Demokratie  vor  den  Parlaments-

wahlen am 1. November einer interna-

tionalen  Öffentlichkeit  zum  Bewusst-

sein. 

HDP im Fokus unpassender
Wahlergebnisse vom 7.6.

Die  jüngsten  Eskalationen  began-

nen jedoch schon viel  früher.  Die re-

gierende AKP - Partei für Gerechtigkeit

und Aufschwung - hatte bei der Parla-

mentswahl  am 7.  Juni  diesen Jahres

die  absolute  Mehrheit  verloren.  Die

HDP  -  die  demokratische  Partei  der

Völker - die als Hoffnungsträger eines

Teiles  der  türkischen  und  kurdischen

Bevölkerung gilt  -  hatte  die  undemo-

kratische  Barriere  von  zehn  Prozent

überwunden und war mit 13,1 Prozent

in das Parlament gewählt worden. Da-

mit war die notwendige absolute Mehr-

heit  für  die  AKP  verloren  und  Erdo-

gans Traum hinfällig geworden, ein auf

ihn  zugeschnittenes  Präsidialsystem

parlamentarisch durchzusetzen.

Seitdem wurde vor allem die kurdi-

sche  Bevölkerung  in  Sippenhaft  ge-

nommen, weil die HDP in deren Regio-

nen und Städten bis zu 90% der Stim-

men erringen  konnte.  Im  Vorfeld  der

Wahlen am 1. November sorgte des-

halb der Macht- und Militärapparat der

türkischen  Regierung  dafür,  dass

Wählerinnen und  Wähler  massiv  ein-

geschüchtert wurden.

Schon den 90er Jahren fanden in

dieser  Region  schwere  Auseinander-

setzungen  statt.  Bürgerkriegsähnliche

Zustände  und  Menschenrechtsverlet-

zungen waren an der Tagesordnung.

Rückfall in die „dunklen 
Jahre“ des „Tiefen Staates“

Diese Jahre gelten in der Türkei als

"die  dunklen Jahre".  Zahlreiche  Men-

schenrechtsverletzungen  und  Gräuel-

taten im Bürgerkrieg geschahen in den

militärischen  Auseinandersetzungen

zwischen  der  Armee  und  der  PKK.

Kurdische Dörfer wurden angezündet,

Folter  und  "außergerichtliche  Tötun-

gen" waren an der Tagesordnung. Die

Verbrechen des "Tiefen Staates" (de-

rin devlet) demoralisierten die gesamte

Gesellschaft. 

Der  Begriff  des  "Tiefen  Staates"

deutet  auf  eine  im  Verlauf  mehrerer

Jahrzehnte  gewachsene  konspirative

Verflechtung von Militär, Geheimdiens-

ten, Politik, Justiz, Verwaltung, Rechts-

extremismus  und  organisiertem  Ver-

brechen,  insbesondere  Killerkomman-

dos  hin.  Es  besteht  die  Befürchtung,

dass diese "dunklen Jahre" zurückkeh-

ren könnten. 

Terroranschläge gegen 
Kurden: Opfer zu Tätern

Seit  vier  Monaten  wird  verstärkt

versucht,  die  Türkei  in  ein  Chaos zu

stürzen. Dazu gehören die Anschläge

in Suruc vom 20. Juli 2015 als bei der

Explosion einer Bombe 33 Jugendliche

starben, die Aufbauhilfe in der vom IS

befreiten Stadt Kobane leisten wollten

und außerdem viele  Jugendliche ver-

letzt  wurden.  Dieses  Ereignis  wurde

zum  Vorwand  genommen,  den  Frie-

densprozess mit der PKK einseitig zu

beenden.  Nicht  nur  die  Bombarde-

ments  in  den  Kandil-Bergen  wurden

wieder aufgenommen, sondern außer-

dem wurde die kurdische Bevölkerung

in  Städten  der  Südosttürkei  zuneh-

mend terrorisiert.

Die Lage in der Türkei wird immer

repressiver und dürfte sich nach dem

Wahlergebnis  vom  1.11.  noch  ver-

schärfen. Feindseligkeiten und Gewalt-

herrschaft  nehmen  zu:  Zwei  Angriffe

auf  die  Tageszeitung  "Hürriet"  und

einen tätlichen Angriff  auf  Ahmet Ha-

kan,  einem  bekannten  Kolumnisten
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dieser Zeitung und Moderator bei CNN

sowie  fast  tägliche  Ausschreitungen

und Anschläge nicht  nur im Südosten

der Türkei kennzeichnen die Situation. 

Einige  Zeit  entstand  der  Eindruck,

durch den wirtschaftlichen Aufschwung

und relativ stabile Verhältnisse könnten

innenpolitische  Konflikte  geklärt  wer-

den. Dazu gehörten Zugeständnisse an

die  kurdische  Bevölkerung  und  ein

Waffenstillstandsabkommen,  das  aber

nach dem Wahlergebnis vom Juni 2015

durch die türkische Regierung einseitig

beendet wurde. 

Welche Ziele verfolgt die 
HDP?

Die HDP tritt für Minderheitenrechte

ein, insbesondere - aber nicht nur - für

die Rechte der Kurdinnen und Kurden.

Neben der  türkisch  stämmigen Bevöl-

kerung gibt es zahlreiche Minderheiten

in der Türkei;  dazu zählen neben den

Kurden  Armenier,  Aramäer,  Griechen,

Tscherkessen,  Albaner,  Bosniaken,

Georgier,  Araber,  Tschetschenen,  Ju-

den und Roma sowie zahlreiche weite-

re Ethnien. Entsprechend ihrer Satzung

verfolgt die HDP das Ziel,  eine demo-

kratische Volksherrschaft zu begründen

und den Menschen ein würdiges Leben

ohne Repression, Ausbeutung und Dis-

kriminierung zu ermöglichen. Adressa-

ten sind alle Unterdrückten - alle ethni-

schen  Minderheiten  und  Glaubensge-

meinschaften in der Türkei. 

Die  Partei  ist  noch  sehr  jung,  sie

wurde 2012 formal auf dem Demokrati-

schen  Kongress  der  Völker  (Halklarin

Demokratik  Kongresi)  gegründet.  Die

Partei ist eine Bündnispartei. Vor allem

durch den Wechsel prominenter Abge-

ordneter der BDP gelang es, auch im

Westen der Türkei eine erhöhte Akzep-

tanz  zu  erreichen.  Ihr  werden  immer

wieder  enge Kontakte zur  PKK unter-

stellt, die jedoch von offizieller Seite be-

stritten werden. 

Das  Parteiprogramm liest  sich  wie

ein Gegenprogramm zu den Vorstellun-

gen  des  Präsidialsystems  Erdogans.

So heißt es im Programm, das was am

meisten  fehle sei  Freiheit,  Gleichbe-

rechtigung,  Frieden  und  Gerechtigkeit

sowie eine gesunde Umwelt.  Niemand

dürfe auf Grund von Identität, Glauben

oder Weltanschauung diskriminiert oder

verfolgt werden. Die HDP kämpft für die

Gleichberechtigung  der  Frauen.  So

werden  beispielsweise  alle  Positionen

in der Partei und alle Positionen im öf-

fentlichen  Leben,  auf  die  sie  Einfluss

haben, konsequent paritätisch besetzt. 

So konnten wir  Gespräche in Mar-

din mit Februniye Akyol Akkay und Ah-

met Türk und in Diyarbakir mit Güllten

Kisanak  führen.  Sie  berichteten  alle

über  die  Grausamkeiten  der  letzten

Tage und davon, dass sie nicht aufge-

ben werden,  für ihre Identität,  Frieden

und soziale Gerechtigkeit zu kämpfen.

in Cizre lernten wir Leyla Imret kennen.

Die junge Frau - 28 Jahre - wurde mit

83  Prozent  der  Stimmen  zur  Bürger-

meisterin gewählt.  Als sie die Befürch-

tung äußerte, dass das Land in einem

Chaos,  in  einem Krieg  enden könnte,

wurde  ihr  das als  Aufruf  zum Bürger-

krieg  ausgelegt.  Sie  wurde  daraufhin

vom Innenminister ihres Amtes entho-

ben.

Die HDP-Forderungen entsprechen

weitgehend den Kopenhagener Kriteri-

en,  die  von  Beitrittskandidaten  erfüllt

werden  müssen,  um  Vollmitglied  der

Europäischen Union zu werden. Umso

mehr  empört  die  neue  Kumpanei  der

EU  und  Deutschlands  mit  der  türki-

schen Regierung, die als System nicht

EU-kompatibel gilt.  Erdogan trägt eine

Mitschuld am desolaten Zustand einer

ganzen  Region.  Er  träumt  von  einer

neo-osmanischen  Regionalmacht  Tür-

kei, der ein islamisiertes Syrien zur Sei-

te stehen soll.  Die Regierung und die

Armee  bombardieren  ohne  ein  parla-

mentarisches  Mandat  seit  Monaten

nicht nur die PKK, sondern drangsalie-

ren auch die  Bevölkerung im eigenen

Land. 

Die europäische offizielle Öffentlich-

keit  nimmt diese Vorgänge bisher  nur

sehr  wenig  zur  Kenntnis.  Eine konse-

quente  Auseinandersetzung  mit  den

Vorgängen  in  der  Türkei  würde  den

Versuch  konterkarieren,  Zustimmung

zu Arrangements in der Flüchtlingsfra-

ge  mit  einem Staat  zu  erreichen,  der

Verursacher für Gewalt, Zerstörung und

Not im eigenen Land ist. 

Das PKK-Verbot muss 
fallen!

Die  Türkei  ist  gegenwärtig  keines-

wegs  ein  sicheres  Herkunftsland,  wie

von  deutscher  Regierungsseite  be-

hauptet wird. Wir müssen deutlich ma-

chen,  dass  die  Waffenlieferungen  in

eine Krisenregion gehen. Durch die bei

den  Neuwahlen  erreichte  absolute

Mehrheit  der  AKP wird  die  Unterstüt-

zung  demokratischer  und  zivilgesell-

schaftlicher Kräfte in der Türkei wichti-

ger  denn  je  zuvor.  Dazu  müssen  wir

uns auch dafür einsetzen, die PKK zu

entkriminalisieren. Der Verständigungs-

prozess,  der  durch  den  von der  PKK

ausgerufenen  einseitigen  Waffenstill-

standsprozess eingeleitet wurde, muss

zur  Beendigung  von  Gewalt  und  Zer-

störung führen.
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Foto: Kurden-Demo am 21.2.2015 in Berlin, 
Quelle: Uwe Hiksch (Flickr)



Ist dieser Papst (Franziskus) wirklich katholisch?
von Thomas Wagner, Pax christi, Frankfurt a.M.

Der Artikel ist die Druckfassung 
eines Beitrages zur Antikriegstags-
veranstaltung im DGB-Haus 
Frankfurt a.M. am 1.9.2015

In  den  Krisen  unserer  Tage,  wo

zum Beispiel der Süden Europas unter

dem neoliberalen EU-Regime leidet; in

Zeiten der Tyrannei  des Marktes und

des  staatlichen  Despotismus,  in  den

gewaltsamen Konflikten unserer Tage,

gibt es eine neue wortmächtige Stim-

me aus dem Globalen Süden, die fas-

ziniert.  Der  oberste  Katholik  in  Rom,

Papst Franziskus macht sich mehr und

mehr  zu  einer  zentralen  Stimme des

Weltgewissens.  Er  verlässt  die  alten

Formeln und redet Klartext. Zum Bei-

spiel im Juni in Sarajewo, wo er unweit

der Gräberfelder der Bürgerkriegstoten

„Nie wieder Krieg!“ forderte:

„Es ist eine Art dritter Weltkrieg, 

der ´stückweise' geführt wird; es gibt 

welche, die ein solches Klima absicht-

lich schaffen und schüren, insbeson-

dere jene, die den Zusammenstoß 

zwischen verschiedenen Kulturen und 

Zivilisationen suchen, und auch jene, 

die mit den Kriegen spekulieren, um 

Waffen zu verkaufen“. 

Immer wieder geißelt der Papst die

Kriege unserer Tage, kritisiert die Pro-

fiteure und sagt: 

„Kriege macht man mit Waffen. 

Haben wir jemals an den Stopp des 

Waffenverkaufs gedacht? Wir protes-

tieren gegen die vielen Flüchtlinge, 

aber wer verkauft denn die vielen Waf-

fen? Das sind meistens die reichen 

Länder“.

Diese Kritik  von Papst  Franziskus

gründet  in  folgendem  Gedanken  aus

der  Verkündigungsbulle  zum Heiligen

Jahr der Barmherzigkeit „Misercordiae

Vultus“: 

„Verfallen wir nicht in die Gleich-

gültigkeit, die erniedrigt, in die Ge-

wohnheit, die das Gemüt betäubt und 

die verhindert etwas Neues zu entde-

cken, in den Zynismus, der zerstört. 

Öffnen wir unsere Augen, um das 

Elend dieser Welt zu sehen, die Wun-

den so vieler Brüder und Schwestern, 

die ihrer Würde beraubt sind.“ 

Und  hierin  zeigt  sich  sein  katho-

lisch-Sein,  das  griechische  Wort  „ka-

tholikos“  bedeutet  nämlich  „allumfas-

send“.  Jenseits  einer  konfessionalisti-

schen Engführung des Wortes „katho-

lisch“ auf  die römisch-katholische Kir-

che hin und in bewusster Rückführung

auf den eigentlichen Wortsinn – Papst

Franziskus denkt und spricht zunächst

als Weltbürger mit und in globaler Per-

spektive:  sein  weiter,  umfassender

Blick  auf  die  Probleme und das Leid

unserer Zeit macht ihn jenseits von na-

tionalen,  religiös-konfessionellen,  eth-

nischen Schranken zum Kosmopoliten

mit  prophetischer-sozialkritischer  Aus-

richtung. Für Papst Franziskus ist Frie-

den ein gerechtes Haus für  alle Men-

schen!

In seiner Botschaft vom Juni 2015

„Laudato si. Über die Sorge für das ge-

meinsame Haus“ geißelt er das kapita-

listische  Wirtschaftssystem  und  den

Missbrauch der Natur ohne den Begriff

„Kapitalismus“ zu nutzen: 

„Niemals haben wir unser gemein-

sames Haus so schlecht behandelt 

und verletzt wie in den letzten beiden 

Jahrhunderten.“(53)

Da die  ökologische Krise  und die

soziale  Krise  untrennbar  miteinander

verbunden sind, ist die „Klage der Ar-

men“ ebenso zu hören wie die „Klage

der Erde“ (49). Die Globalisierung sei

eine  Globalisierung der  Unterwerfung

des Menschen unter die Gesetze des

Marktes.  Unendliches  und  grenzenlo-

ses Wachstum sei in einer begrenzten

Welt eine irrige Annahme (106). Des-

halb: 

„Die Politik darf sich nicht dem Dik-

tat der Wirtschaft unterwerfen, und in 

diese darf sich nicht dem Diktat und 

dem effizienzorientierten Paradigma 

der Technokratie unterwerfen“ (189).

Die Mutter Erde kann nur geschützt

werden,  wenn  im  gleichen  Atemzug

diese Wirtschaft des fetischisierten Ka-

pitals überwunden wird.

Am 9.7.2015 spricht Papst Franzis-

kus in Bolivien zu sozialen Bewegun-

gen  dieses  Landes  und  spitzt  seine

Sozialkritik zu und stellt die Systemfra-

ge:

„Wenn das Kapital sich in einen 

Götzen verwandelt und die Optionen 

der Menschen bestimmt, wenn die 

Geldgier das ganze sozio-ökonomi-

sche System bevormundet, zerrüttet 

es die Gesellschaft, verwirft es den 

Menschen, macht ihn zum Sklaven, 

zerstört die Brüderlichkeit unter den 

Menschen, bringt Völker gegeneinan-

der auf und gefährdet – wie wir sehen 

– dieses unser gemeinsames Haus, 

die Schwester und Mutter Erde.“ 

Und er schließt die rhetorische Fra-

ge an: 

„Erkennen wir, dass dieses System

die Logik des Gewinns um jeden Preis

durchgesetzt hat, ohne an die soziale 

Ausschließung oder die Zerstörung 

der Natur zu denken? Wenn es so ist, 

dann beharre ich darauf – sagen wir 

es unerschrocken: wir wollen eine Ver-

änderung, eine Veränderung der 

Strukturen. Dieses System ist nicht 

mehr hinzunehmen; die Campesinos 

ertragen es nicht, die Arbeiter ertragen

es nicht, die Gemeinschaften ertragen 

es nicht, die Völker ertragen es 

nicht .., und ebenso wenig erträgt es 

die Erde 'unsere Schwester, Mutter 

Erde' wie der heilige Franziskus sag-

te.“ 

Franziskus  konstatiert,  dass  die

Träger  für  Veränderungen,  für  den

Bruch  mit  diesem  System,  vor  allem

die  sozialen  Bewegungen  sind.  Und

die Kirche, so Franziskus weiter, muss

Teil  dieses  Veränderungsprozesses

werden. 

Diese Worte von Franziskus stim-

men  hoffnungsvoll.  Sie  unterstützen

das Anliegen einer offenen, sozialkriti-

schen  Kirche  der  Armen  und  stellen

vor allem eine klare Absage an jegli-

che Art von Paternalismus dar. 

Dieser  Papst  will  Veränderungen

und ist gerade in dieser Haltung durch

und  durch  katholisch:  er  greift  nach

dem ganzen Leben und hält nicht die

Lehre und das Dogma für die wichtigs-

te Orientierung. Die lebendige, zerris-

sene Wirklichkeit, mit all dem unabge-

goltenen  Leid  und  Schmerz  ist  ihm

wichtiger wie die Ideen und Lehren der

Kirche.  In  der Spur  des armen Wan-

derpredigers aus Nazareth will  er  die

„Umkehr“,  die  Veränderung auch und

gerade in der Kirche. Er macht die Fa-

miliensynode im Oktober in Rom zum
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offenen Debattenort und gleichzeitig zu

einem  Prüfstein  seines  Reformprojek-

tes.  Der  Klassenkampf  innerhalb  der

Kurie tobt aktuell. Die Legionen der Re-

aktion innerhalb der Bischofskonferenz

und des Vatikans tun alles um Verän-

derungen abzuwehren. Selbst eine klei-

ne  Öffnung  der  kirchlichen  Familien-

und Sexuallehre bzw. Relativierung der

Zentralmacht  von Rom ist  schon eine

Revolution.  Papst  Franziskus  fordert

den römisch-katholischen Apparat her-

aus; das Risiko des Scheiterns ist groß.

Abschließend noch den Schluss der

Rede von Papst Franziskus an die so-

zialen  Bewegungen  Boliviens  im  Juli

2015,  vielleicht  auch  für  uns  in  der

deutschen  Friedensbewegung  ein  er-

mutigendes Wort und wieder ein Beleg,

wie  katholisch  dieser  Papst  im  Sinne

von allumfassend und radikal verände-

rungsorientiert  er  denkt,  spricht  und

handelt:

„Die Zukunft der Menschheit liegt 

nicht allein in den Händen der großen 

Verantwortungsträger, der bedeuten-

den Mächte und der Eliten. Sie liegt 

grundsätzlich in den Händen der Völ-

ker; in ihrer Organisationsfähigkeit und 

auch in ihren Händen, die in Demut 

und mit der Überzeugung diesen 

Wandlungsprozess 'begießen'. Ich be-

gleite Sie. Und wiederholen wir: ein je-

der in seinem Herzen: keine Familie 

ohne Wohnung, kein Campesino ohne 

Grund und Boden, kein Arbeiter ohne 

Rechte, kein Volk ohne Souveränität, 

kein Mensch ohne Würde, kein Kind 

ohne Kindheit, kein Jugendlicher ohne 

Möglichkeiten, kein alter Mensch ohne 

ehrwürdiges Alter. Fahren Sie fort in Ih-

rem Kampf und bitte, sorgen Sie sehr 

für die Mutter Erde! Glauben Sie mir, 

ich sage es Ihnen mit ehrlichem Her-

zen: ich bete für Sie, ich bete mit Ih-

nen, und ich möchte Gott, unseren Va-

ter, bitten, Sie zu begleiten und zu seg-

nen, Sie mit seiner Liebe zu erfüllen 

und auf Ihrem Weg zu verteidigen, in-

dem er Ihnen reichlich jene Kraft ver-

leiht, die uns auf den Beinen hält: Die-

se Kraft der Hoffnung. Und ganz wich-

tig: Die Hoffnung enttäuscht nicht. Und 

bitte beten Sie für mich! Und wenn je-

mand von Ihnen nicht beten kann, 

dann bitte ich ihn – mit allem Respekt -,

dass er gut an mich denkt und mir eine 

gute Welle sendet. Danke.“

Die  Aufforderung  zum  Gebet,  die

Papst Franziskus hier ausspricht, mag

nicht jedermann oder jederfrau schme-

cken, doch steckt bei aller traditionellen

kirchlichen Sprache darin die tiefe Bot-

schaft, die wechselseitige Bezogenheit

der  Menschheitsfamilie  im  „gemeinsa-

men  Haus“  anzuerkennen.  Sie  prägt

fundamental  das  Denken  von  Papst

Franziskus.  In  dieser  wechselseitigen,

sympathischen  Bezogenheit  gründet

auch die Vision von Franziskus von ei-

ner anderen, gerechten Welt, in der alle

Menschen willkommen sind  und Platz

haben,  die  auch  uns  zum  Verände-

rungshandeln – egal ob als Christ oder

als säkularer Bürger - ermutigen will. 

Nicht einmal der Papst bleibt vom 
Medienkrieg verschont

Foto: Jose Llrauze / amerika21.de

Das gesamte Mediennetz der hegemonialen Macht nutzte

dieses Thema, um Morales, und natürlich den Papst selbst,

zu diskreditieren.
Was jedoch niemand berichtete: Der bolivianische Präsi-

dent erklärte dem Papst, dass dieses Kruzifix eine Nachbil-
dung desjenigen von Pater Luis Espinal war, einem spani-
schen  Jesuiten, der in Bolivien gelebt hatte und durch die
bolivianische  Diktatur  1980  ermordet  wurde.  Für  Espinal
stand der Hammer als Symbol für die Arbeiter und die Si-
chel als Symbol für die Bauern.

Der Papst murmelte "das habe ich nicht gewusst", eine
Bemerkung, die von vielen Medien verändert und neu inter-
pretiert wurde; von den gleichen Medien, die auf der ande-
ren Seite die Rührung von Franziskus nicht bemerkten.

Espinal,  der "Lucho" genannt  wurde,  war  Priester des
gleichen Jesuitenordens, dem auch der Papst angehört. Er
war ein Priester mit großer Bildung, Autor, Filmemacher und
-kritiker, der sich den Armen, den Opfern von Ungerechtig-
keit und Verfolgung widmete. […]

Im Jahr 1977 nahm er an einem Hungerstreik teil, ge-
meinsam mit vier Bergarbeiterfrauen - Aurora de Lora, Nelly
Paniagua,  Angélica Flores und Luzmila  del  Pimentel.  Die
Frauen forderten praktisch das Ende der Diktatur; ein Streik,
der zum Auslöser für mindestens 2.000 Streiks in ganz Boli-
vien wurde. Banzer trat schließlich zurück. Und drei Jahre
später sollte Espinal dafür mit seinem Leben bezahlen. […]

Beim Verlassen Boliviens, auf dem Weg zum Internatio-
nalen Flughafen von El Alto und der Stadt La Paz, hielt der
Papst an, um an dem Ort zu beten, an dem man damals
den ermordeten und gefolterten Körper von Luis Espinal ge-
funden hatte. […]

Quelle: www.amerika21.de / 28.7.2015
 

Während eines Treffens mit  Vertretern von Fernsehen,
Radio und katholischen Medien im März 2014 in Rom mahn-
te Papst Franziskus, dass die Desinformation die "schlimms-
te Sünde der Medien" sei. Und während seiner jüngsten Rei-
se durch die drei lateinamerikanischen Länder Ecuador, Bo-
livien und Paraguay wurde er selbst Opfer derjenigen, die er
zuvor als mediale "Sünder" bezeichnet hatte.

Das Vorgehen der Journalisten der Medien des argentini-
schen Machtmonopols war ein Musterbeispiel für die "Sünde
der Desinformation".  Eines der schaurigsten Beispiele war
der Umgang mit dem Kruzifix, das Boliviens Präsident, Evo
Morales, dem Papst überreicht hatte. Darauf wird die Chris-
tus-Figur oben von einem Hammer und unten von einer Si-
chel gestützt. 
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Friedensbewegung in der Analyse als historische Mission
Fabian Scheidler: Das Ende der Megamaschine – Geschichte einer scheiternden Zivilisation

Promedia-Verlag 2015, 5.Auflage, ISBN 978-3-85371-384-6, br., 272 Seiten, bebildert, 19,90 Euro 

Warum schreitet die ökologische 

Zerstörung des Planeten trotz unzähli-

ger Klimagipfel ungebremst voran? 

Warum hungern mehr Menschen als je 

zuvor auf der Erde, obwohl noch nie so

ungeheure Reichtümer angehäuft wur-

den wie heute? Warum erweisen sich 

die globalen Eliten als unfähig, die 

Richtung zu ändern, obwohl ihr Kurs in 

einen planetaren Crash führt?

Der Berliner Autor und Journalist 
Fabian Scheidler legt in seinem Buch
"Das Ende der Megamaschine" die 
Wurzeln der Zerstörungskräfte frei, 
die heute die menschliche Zukunft in-
frage stellen. In einer Spurensuche 
durch fünf Jahrtausende führt das 
Buch zu den Ursprüngen ökonomi-
scher, militärischer und ideologischer
Macht. Der Autor erzählt die Vorge-
schichte und Genese des modernen 
Weltsystems, das Mensch und Natur 
einer radikalen Ausbeutung unter-
wirft. Dabei demontiert er Fort-
schrittsmythen der westlichen Zivili-
sation und zeigt, wie die Logik der 
endlosen Geldvermehrung von An-
fang an menschliche Gesellschaften 
und Ökosysteme verwüstet hat. So 
entsteht eine faszinierende Gegen-
geschichte unserer Zivilisation.

Das Buch schöpft aus einer Viel-
zahl von Quellen, von der Anthropo-
logie und Geschichtswissenschaft 
über die Chaosforschung bis zur Po-
pulärkultur. Es verändert eingefahre-
ne Sichtweisen, indem es Verbindun-
gen quer durch Zeiten, Räume und 
Denktraditionen herstellt. Die Kennt-
nis der historischen Zusammenhän-
ge bildet die Grundlage dafür, neue 
Möglichkeiten für eine notwendige zi-
vilisatorische Wende zu entdecken.

Quelle: counter-images.de/

megamaschine/index.html

Das im Frühjahr 2015  erschienene

Buch von Fabian Scheidler hat einiges

an  Aufsehen  erregt,  was  sich  daran

zeigt,  dass dieses mittlerweile  bereits

in der 5. Auflage verfügbar ist und der

Autor im Spätherbst in einigen Städten

auf  Veranstaltungen  zu  seinem Buch

unterwegs ist.

Auf dem ersten Blick hat sein Buch

wenig  mit  der  Friedensbewegung  zu

tun,  sondern  vor  allem  mit  Gesell-

schafts-  und  Umweltpolitik.  Bei  dem

Aufzeigen  von  Zerstörungskräften  in

der heutigen Zivilisation wird von ihm

allerdings vor allem die Rolle des Mili-

tärs beleuchtet – im historischen Über-

blick  von  der  Antike  bis  zur  Gegen-

wart.

Der  Autor  definiert  in  seinem  ge-

schichtlichen  Überblick  vier  Tyrannei-

en  als  Menschheitsgeiseln.  Klassisch

sind dabei:

Erstens: Physische Gewalt, wie sie

vor  allem  militärisch  in  Erscheinung

tritt

Zweitens:  Strukturelle  Gewalt

durch  auf  Zwangsverhältnisse  wirt-

schaftlicher  Art  (vor  allem  Verschul-

dung)  und Unterdrückung im Inneren

zur  Stabilisierung  staatlicher  Verhält-

nisse 

Drittens: Ideologie zur Absicherung

von  gesellschaftlicher Unterdrückung,

wobei  in  der Vergangenheit  meistens

der  Religion  eine  tragende  Rolle  zu-

kam

Zu diesen drei  klassischen Tyran-

neien  bzw.  Menschheitsgeiseln  hat

sich in den letzten Jahrhunderten als

vierte Tyrannei das entwickelt, was der

Autor als lineares Denken und landläu-

fig  landläufig  als  blinder  Fortschritts-

glaube  oder  Wachstumsideologie be-

zeichnet  wird.  Gemeint  ist  damit  das

Unvermögen, die Risiken für die Exis-

tenz der Menschheit zu sehen, die sich

aus  der  zunehmenden  ökologischen

Verwüstung  des Planeten,  aber  auch

durch  eine  militärische  Zerstörung

(durch Atomwaffen) ergeben können. 

Mit  dem  Begriff  Megamaschine

umschreibt  der  Autor  das  Räderwerk

der Akkumulation, das seit 5000 Jah-

ren die menschliche Zivilisation voran-

treibt. Die Megamaschine besteht hier-

bei im wesentlichen aus der Gesamt-

heit der Menschen, die einer Maschi-

nerie  der  Geldvermehrung zugunsten

einer  herrschenden  Klasse  unterwor-

fen  sind.  In  diesem  historischen  Ge-

samtkontext  spricht  Fabian  Scheidler

von  dem  metallurgischen  Komplex,

dem  eine  Rollenverteilung  zwischen

Staat und Finanzkapital entspricht, die

sich über die Jahrhunderte bzw. Jahr-

tausende hinweg einigen Wandlungen

unterzogen hat.

Bei näherem Hinsehen wird damit

die  geschichtliche  Entwicklung  bis

heute als Zunahme von Tyrannei  ge-

genüber  immer  mehr  Menschen  auf

diesem Planeten sichtbar,  ideologisch

verbrämt als zivilisatorischer Fortschritt

und  Durchsetzung  der  „westlichen

Werte“.

Fabian  Scheidler  verweist  aber

auch auf weltweit sich formierende Ge-

genkräfte,  die  sich  in  einer  Vielzahl

von Initiativen zur Rückgewinnung von

Selbstbestimmung  und  wirklicher  de-

mokratischer  Kontrolle  aufzeigen,  ge-

gen das  Diktat  des  „Marktes“  in  Zei-

chen der  neoliberalen  Globalisierung.

Einer  entscheidenden  Rolle  weist  er

dabei  der  Friedensbewegung  zu,

denn: Nur mit Frieden oder zumindest

die Abwesenheit von Krieg werden die

von  ihm  dargestellten  Transformati-

onsansätze dauerhaft erfolgreich sein.

Das Buch ist letztlich ein geniales

theoretisches Fundament zur übergrei-

fenden Analyse der heutigen weltwei-

ten  Probleme  in  Zeiten  von  globaler

Kriegsgefahr,  ökologischer  Verwüs-

tung  und  drohenden  Kollaps  des  Fi-

nanzsystems. - und zudem eine gute

Anleitung zum praktischen Handeln.

Für die Friedensbewegung ist die-

ses  Buch  auch  eine  gute  Basis,  um

den  notwendigen  Brückenschlag  zu

anderen  gesellschaftlichen  Bewegun-

gen unserer Zeit herzustellen. 

Karl-Heinz Peil
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Antikriegstag 2015: Fluchtursache Krieg bekämpfen!
70 Jahre nach der Befreiung von fa-

schismus und Krieg  standen  die  Aktio-

nen zum Antikriegstag im ganzen Land

im Zeichen der Solidarität und Hilfe der

Opfer der jüngsten Kriege: Die Flüchtlin-

ge, denen es gelungen ist, sich aus ihrer

verwüsteten Heimat nach EU-Europa zu

retten.

Der  Vorsitzende  der  DGB-Region

Nord-Württemberg, Bernhard Löffler, be-

nannte auf der Kundgebung in Stuttgart

den Fluchtgrund Nummer eins:  Seit der

Bürgerkrieg im ehemaligen Jugoslawien

zum realen  Exerzierplatz  für  die  NATO

und mitten dabei Deutschland geworden

sei, werde mit Krieg und Beteiligung der

Bundeswehr „unsere Freiheit“ am Hindu-

kusch, am Horn von Afrika oder sonst wo

„verteidigt“. 

„Gibt es eine einzige militärische In-

tervention  die  nicht  Chaos,  Diktatur,

neue  Gewalt  zur  Folge  hatte?“,  fragte

Bernhard  Löffler.  Stattdessen  komme

gerade dem mitten in Europa liegenden

Deutschland „eine Schlüsselfunktion zu,

eine  Alternative  zu  entwickeln  als  Ge-

genmodell  gegen eine  neue Politik  der

Stärke – die keine Perspektive hat – au-

ßer  der  nuklearen  Apokalypse  eines

Weltkriegs.“

Die  Landessprecherin  Ilse  Kestin  for-

derte  in  Fellbach:  Nie  wieder  Faschis-

mus!  Nie  wieder  Krieg!  Deutschland

schuldet  der  Welt  keine  Soldaten,  son-

dern Beiträge für Frieden und Abrüstung!

Flüchtlinge dürfen nicht aufgehalten und

in  die  Hoffnungslosigkeit  zurück  ge-

schickt werden. Wir müssen diesen Men-

schen Perspektiven und Schutz geben“.

Bereits im August demonstrierten Akti-

vistInnen der Organisation  ‘Flüchtlinge

für  Flüchtlinge’  aus  Baden-Württem-

berg in  Konstanz und Überlingen unter

dem Motto“ Fluchtursachen bekämpfen,

Waffenexporte  stoppen!”  vor  den  Toren

einiger Rüstungsbetriebe am Bodensee.

Sie  wurden  von  Friedensinitiativen

und Organisation den der Friedensbewe-

gung unterstützt.

Weitere Infos unter:
www.waffenvombodensee.com
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Lange vergriffen – jetzt wieder erhältlich:

Pace-Fahne „NO TO NATO“
unentbehrlich bei jeder Friedensaktion!

10 € + Versandkosten beim
Friedensnetz Baden-Württemberg 
(Kontaktdaten siehe oben)



Peter hat den Kampf für Frieden und eine bessere Welt gelebt

Foto: Peter Strutynski † 26.09.2015

Peter war der Motor der Friedens-

bewegung:  klug  analysierend,  inhalt-

lich präzise formulierend, pädagogisch

vermittelnd, um es entschieden umzu-

setzen.  Meine  erste  Begegnung  mit

Peter  stand  im  Zusammenhang  mit

dem  Krefelder  Appell.  Nach  der  Ta-

gung am 15. November 1980 in Kre-

feld trafen wir uns regelmäßig. Damals

war  ich  Geschäftsführer  der  Deut-

schen Friedens-Union in Hessen und

verantwortlich  für  das  fortschrittliche

Bürgertum. Gemeinsam mit Peter be-

reiteten  wir  das  Kasseler  Friedensfo-

rum vor, das dann im August 1981 als

eines  der  ersten  großen,  dezentralen

Foren stattfand. Namen wie Petra Kel-

ly,  Gert  Bastian,  Uta  Ranke  Heine-

mann,  Christoph Strässer,  Josef  We-

ber  will  ich  hierzu  erwähnen.  Diese

Treffen  hatten  Folgen:  die  Ostermär-

sche, die  Großveranstaltungen in  der

Dortmunder  Westfalenhalle,  im  Ruhr-

stadion  in  Bochum,  bei  den  großen

Friedensdemonstrationen  im  Bonner

Hofgarten. Immer ging es Peter dabei

auch  um  inhaltliche  Vermittlung  von

Zusammenhängen von Krieg, Rüstung

und sozialer Ungerechtigkeit. 

Aber es gab auch die Mühen der

Ebenen.  Diese  nutze  Peter gemein-

sam  mit  Kolleginnen  der  Universität,

um  die  Friedensvorlesungen  als  ein

dauerhaftes,  aufklärendes  Format

durchzuhalten. In diesen Jahren wurde

das  gesellschaftliche  Bewusstsein  in

unserem  Land  friedenspolitisch  ge-

prägt.  Peter  formulierte  es  so:  „Die

Aufklärungsarbeit  der  Friedensbewe-

gung hat  dazu  beigetragen,  dass die

einst so militaristische deutsche Bevöl-

kerung  heute  mehrheitlich  den  Krieg

ablehnt.“ 

Für uns alle waren der Zusammen-

bruch des Warschauer Vertrages und

der  Fall  der  Mauer  ein  dramatischer

Einschnitt, den wir nur schwer verdau-

en  konnten.  Dennoch  war  es  Peter,

der  die  Gelegenheit  ergriff,  das  Zu-

sammengehen  der  Friedenskräfte  in

Ost und West zu organisieren. Es wur-

den mit dem Friedensrat gemeinsame

(Thüringer) Seminare organisiert.  Das

wichtigste  fand  im  Frühjahr  1994  in

Gräfenroda  statt,  bei  dem  der  erste

bundesweite  Friedensratschlag,  der

dann im November des gleichen Jah-

res in Kassel stattfand, vereinbart wur-

de. Peter war auch die Denkfabrik der

Friedensbewegung. Ihr alle kennt sei-

ne  Arbeit  und  seine  Texte,  die  zur

Grundorientierung  in  der  Friedensbe-

wegung wurden. 

Die  Aufrufe,  Artikel  und  Bücher

werden auch für die nächste Generati-

on der Aktivisten der Bewegung noch

wertvolle Begleiter sein. Es war für uns

alle ein erster Schock, als Peter, kaum

im  „Ruhestand“,  das  erste  Mal  den

Kampf  mit  dem  Krebs  aufnahm.  Es

war  ein  auf  und  ab.  Er  trat  noch  im

letzten November bei einer Veranstal-

tung in Frankfurt zum Ukraine-Konflikt

als Redner auf. 

Noch im Juli dieses Jahres war er vol-

ler Optimismus, hellwach und im Ge-

spräch mit unzähligen Fragen und Ide-

en. Den neuesten Tumor – nach der

gut verlaufenen Kur – konnte er nicht

mehr  überwinden.  Ich  bin  dankbar,

dass ich einen Abschnitt seines inten-

siven  und  prall  gefüllten  Lebens  be-

gleiten  durfte.  Ich  habe  von ihm viel

gelernt.  Peters Wirken, seine Einfühl-

samkeit  und  Beständigkeit  hat  zur

Schaffung von Strukturen beigetragen,

die weiterhin  Bestand haben werden.

Die Erinnerung an einen tapferen, klu-

gen  und  kämpferischen  Menschen

wird uns allen bleiben. 

Willi van Ooyen, 

Bundesausschuss Friedensratschlag

Nach dem Abschluss seiner Reha

kam  Peter  an  einem  Montagabend

wieder  überraschend  zum  Kasseler

Friedensforum. Er wolle helfen bei der

Vorbereitung des  Friedensratschlags.

Vor  allem aber wollte  er  uns zu  sich

nach Hause einladen. Mit Freude ha-

ben wir uns dafür auf den 27. Septem-

ber verständigt, aber diesen Tag hat er

nicht mehr erlebt. So war jener Montag

Abend, der von ihm und uns als Neu-

anfang  wahrgenommen  wurde,  zu-

gleich ein Abschied. 

Als  ich  nach  seinem  Tod  gefragt

wurde,  was  ich  an  Peter  besonders

schätzte, habe ich spontan sein klares

Denken, seinen analytischen und pro-

gnostischen  Weitblick,  seine  großen

organisatorischen wie praktischen Fä-

higkeiten genannt. Das ist, um ihn zu

beschreiben, viel zu wenig.  Nachden-

kend  über  sein  Leben  fällt  mir  auf,

dass es darüber hinaus so etwas wie

eine Grundhaltung, einen roten Faden

vielleicht,  in  seinem  Leben  gegeben

hat, Kennen gelernt habe ich Peter um

1970 in der offensiven Phase der Stu-

dentenbewegung  als  wir  an  einem

Projekt  gearbeitet  haben, er in Mün-

chen, ich in Gießen. Wieder begegnet

sind  wir  uns  1977 in  Kassel,  wo  wir

beide  unsere  berufliche  Heimat  fan-

den.  Schon  um  das  Jahr  1980  ent-

deckte  Peter  sein  zentrales  Thema

und setzte seine Kraft für die Friedens-

bewegung  ein.  Es  war  eine  Zeit  der

Höhepunkte  der  Friedensbewegung  -

auch in Kassel mit der Gründung des

Kasseler  Friedensforums  und  die

großen  Ostermarschkundgebungen.

Die  Stadtverordneten  fassten  Be-

schlüsse im Sinne der Friedensbewe-

gung. In Kassel wurde die Ratschlags-

bewegung geboren. 

Der  Aufbau  einer  umfangreichen

Internetseite  zur  Unterstützung dieser

Bewegung war sein ganz persönliches

Werk.  Dazu  kamen  viele  Veröffentli-

chungen  wie  die  Ratschlagsbücher,

die  Friedensvorlesungen,  öffentliche

Reden  auf  Kundgebungen,Tagungen

und Konferenzen...  Peter wird uns al-

len  sehr  fehlen.  Wir  werden  seinen

Weg fortsetzen.

Frank Skischus,

Kasseler Friedensforum
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